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Leben bedeutet mehr als überleben 
Auch für Armutsbetroffene 
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Armut bekämpfen - 
nicht die Armutsbetroffenen! 
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20 Jahre IG-Zeitung:
Nein zur
Sozialapartheid in der
Schweiz!
Kurz nach der Gründung der IG Sozi-
alhilfe beschlossen wir eine Zeitung
herauszugeben, um die Sicht und die
Erfahrungen der Armutsbetroffenen in
der Schweiz auf die Strasse und damit
in die Öffentlichkeit zu tragen. So ist
die IG-Zeitung entstanden und inzwi-
schen die älteste Strassenzeitung in
Zürich.

Ziel ist es, den Armutsbetroffenen eine
Stimme zu geben, Gegenöffentlichkeit
und Solidarität zu schaffen. Unsere so-
zialpolitischen Stellungnahmen entwik-
keln wir aus den unzähligen Gesprä-
chen mit Armutsbetroffenen, fassen den
Kern der Aussagen zusammen und pu-
blizieren sie in unserer Zeitung.

Was ist ein Menschenleben wert in der reichen
Schweiz?
Dies ist die zentrale Frage, die von Ar-
mutsbetroffenen ständig gestellt wird.
Sie ist aktueller denn je: Einmal mehr
wird Sparen im Sozialwesen von rechts-
bürgerlichen Kräften, allen voran der
SVP, gefordert. Sozialabbau ist für vie-
le Armutsbetroffene ein persönlicher
Stich ins Herz, eine persönliche Entwer-
tung! Armutsbetroffene Kinder wachsen
ohne Teilhabe am gesellschaftlichem
Leben auf, weil ihnen die finanziellen
Mittel dafür vorenthalten werden. Wie-
der wächst eine Generation heran ohne
Chancengleichheit!

Alltägliche Diskriminierungen und
Menschenrechtsverletzungen zu erlei-
den wegen Armut verzehrt die Kraft,
verletzt die Menschenwürde, schmerzt
und hinterlässt tiefe Wunden oft über
Generationen. Armutsbetroffene leben
in Überlebensangst mitten in der Wohl-
standsgesellschaft, in Not und Verfe-
mung: Sie sind oft krank und sterben
vorzeitig.

Solange sich die soziale Ungerechtig-
keit und strukturelle Gewalt im Sozia-
len verschärft, die sozialen Kinder- und
Menschenrechte nicht verwirklicht

sind, bleiben Armutsbetroffene von der
demokratischen Teilhabe an unserer
Gesellschaft  ausgeschlossen. Zur Über-
windung der Armut braucht es indivi-
duell angepasste, selbstbestimmte Un-
terstützung. Dafür sind zusätzliche Mil-
lionen nötig, damit die ganze Gesell-
schaft nicht auseinander bricht. Wer dies
nicht erkennt und danach handelt, lei-
stet der Fremdenfeindlichkeit und der
Gewaltbereitschaft sowie faschistoidem
Gedankengut Schützenhilfe. Mahatma
Gandhi brachte es auf den Punkt: „Ar-
mut ist die schlimmste Form von Ge-
walt.“ Dies gilt auch in der Schweiz.

Werden sich HistorikerInnen nach Jahr-
zehnten wieder fragen müssen, warum
die Kinder- und Menschenrechte nicht
verwirklicht wurden? Werden sie sich
wieder fragen müssen, warum die So-
zialhilfe dermassen menschenunwürdig
gestaltet wurde, sodass grosse Spätfol-
gen über Generationen entstanden und
der Ruf nach Wiedergutmachung von
schwer geschädigten Armutsbetroffenen
und der folgenden Generationen durch
das Land tönt?

Branka Goldstein,
Präsidentin IG Sozialhilfe
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Die SKOS retten? Jein danke!
Stellungnahme der IG Sozialhilfe zu den rechtspopulistischen Angriffen
gegen die SKOS

Die IG Sozialhilfe wehrt sich gegen die Angriffe auf die bescheidene Lebensqualität von Armutsbetroffenen und tritt
dem politischen Rechtsrutsch im Sozialwesen entgegen. Seit einigen Monaten werden die SKOS, die Schweizerische
Konferenz für Sozialhilfe, und ihre Richtlinien aus dem rechten politischen Lager medial frontal angegriffen.

Mit Hetzkampagnen gegen die sozial
Schwächsten

Bürgerliche Parteien und Organisatio-
nen, allen voran die SVP, haben zum
Angriff auf die Sozialhilfe geblasen; das
unterste Netz der sozialen Sicherheit.
Völlig realitätsfern wird diese als Lu-
xus bezeichnet. In mehreren Kantonen
wird gefordert, die Sozialhilfeausgaben
erneut zu reduzieren. Gemeinden und
Kantone wollen aus der SKOS austre-
ten oder sich nicht mehr an die SKOS-
Richtlinien halten, um sie zu unter-
schreiten.

Die sogenannt politische Linke hat es
verschlafen

Aus Angst vor erneutem Sozialabbau
haben sich viele linke Organisationen
zu kritiklosen BefürworterInnen der
bestehenden SKOS-Richtlinien gemau-
sert, ohne eine klare fundamentale Kri-
tik am bestehenden Sozialwesen zu äus-
sern, wie dies Armutsbetroffene fordern.
(Siehe Petition vom 17. Oktober 2008
auf  Seite 4)
Der Sozialhilfe und den davon betrof-
fenen Menschen wurde  in diesen Krei-
sen  nur wenig Beachtung geschenkt.
So zeigt sich, dass ein Grossteil der po-
litischen Linken, den Status quo, die
SKOS- Richtlinien kritiklos verteidigt.
Die SKOS-Richtlinien werden als Stan-
dards betrachtet, auch von vielen Be-
rufsleuten der Sozialen Arbeit. Doch:
„Standards reflektieren vielmehr die
Perspektiven und Werte derjenigen Per-
sonen und Institutionen, die sie definie-
ren. [...] Sie schreiben bestimmte Sicht-
weisen fest und schliessen andere, mög-
licherweise konkurrierende aus.“1

Anhand historischer Perspektive wird
ersichtlich, weshalb es lohnenswert ist,
einige Aspekte der SKOS-Richtlinien zu
verteidigen, aber auch, dass die grund-
legende Kritik von Armutsbetroffenen
nach wie vor wichtig ist.

Kleine Errungenschaften bewahren...

Auch wenn scharf kritisiert und kon-
trovers diskutiert, stellte die Einführung
der SKOS-Richtlinien eine wichtige
Neuerung dar. Denn durch die Ver-
schriftlichung dieser Richtlinien ent-
standen erstmals klare und greifbare
Orientierungspunkte für Betroffene und
im Sozialwesen Tätige. Die Richtlini-
en vermochten der zuvor absolut will-
kürlichen Ausgestaltung der Sozialhil-
fe einen kleinen Riegel zu schieben..

Aus dieser Perspektive lohnt es sich
grundsätzlich Stellung gegen eine Ab-
schaffung der SKOS zu beziehen. Die
bestehenden Richtlinien als solche zu
verteidigen, ist aus Sicht der Armuts-
betroffenen jedoch mehr als sträflich.
Denn Armutsbetroffene und ihre Orga-
nisationen kämpfen für mehr Rechte,
vorab Mitbestimmungsrecht und Si-
cherheiten, vor allem für gesetzlich ver-
bindliche soziale Rechte.

... umfassende Mängel weiterhin kri-
tisieren.

Mit der Revision der SKOS-Richtlini-
en von 1997 wurde die Pauschalisierung
des Grundbedarfs und mit der Revision
von 2005 der Schwerpunkt der „Arbeits-
integration“ und das aktuell bestehen-
de „Anreizsystem“ eingeführt. Der
Grundbedarf wurde um 10% gesenkt.
Die in den Richtlinien der SKOS vor-
geschlagene Förderung des so genann-
ten Anreizes zur Integration kann als
Teil eines Paradigmenwechsels im
schweizerischen Sozialwesen verstan-

1 Manzei, Alexandra/Schmiede, Ruedi (Hg):
20 Jahre Wettbewerb im Gesundheitswesen.
Theoretische und empirische Analysen zur
Ökonomisierung von Medizin und Pflege,
Wiesbaden, S. 219-240

Wer ist die SKOS?

Die SKOS, Schweizerische Konfe-
renz für Sozialhilfe, ist ein privat-
rechtlich organisierter Verein und
gibt Richtlinien heraus, die massgeb-
lich die Sozialhilfe in der Schweiz
bestimmen. Der statutarische Zweck
lautet wie folgt: “Sie bezweckt als
nationaler Fachverband die Förde-
rung von Kompetenz, Koordination
und Zusammenarbeit in der öffent-
lichen und privaten Sozialhilfe auf
kommunaler, regionaler, kantonaler
und eidgenössischer Ebene.“ Die
SKOS umschreibt im Weitern ihre
Aufgabe wie folgt: „Die Schweiz
verfügt als einziges Land in der nord-
westlichen Hemisphäre über keine
bundeseinheitliche Sozialhilfege-
setzgebung. Die SKOS hat so in den
vergangenen Jahrzehnten eine wich-
tige, auch durch die Gesetzgebung
des Bundes anerkannte, sozialpoli-
tische Rolle übernommen. Als Ver-
band, dem alle Kantone, über tau-
send Städte und Gemeinden und seit
einiger Zeit auch private Werke an-
gehören, ist die SKOS prädestiniert.
Ihren Richtlinien, welche in enger
Zusammenarbeit mit Fachleuten und
Praxis und politischen Behörden,
namentlich der Kantone entwickelt
werden, kommt in der Praxis grosse
Bedeutung zu.“1

Ein Meilenstein war 1977 das Bun-
desgesetz über die Zuständigkeit für
die Unterstützung Bedürftiger, ZUG.
Die Sozialhilfe wurde dadurch vom
Heimatprinzip zum Wohnprinzip
überführt. Dies bedeutete, dass vor-
her Wohnorte Armutsbetroffenen die
Niederlassung entziehen konnten,
um  sie in die Heimatgemeinde zu
verfrachten. Dadurch „fand an vie-

Fortsetzung des Kastens auf  S. 5,
erste Spalte Fortsetzung auf S. 4 unten
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den werden: dem Wandel vom unterstüt-
zenden hin zum aktivierenden Sozial-
staat. Denn in der Schweiz wurden in
der zweiten Hälfte der 1990er Jahre
deutlich mehr Massnahmen zur sozia-
len und beruflichen Integration für Er-
werbslose eingeführt. Die Sozialhilfe
hatte nebst ihrer eigentlichen Aufgabe,
der Existenzsicherung, vermehrt eine
assimilierende und ordnungspolitische
Funktion zu erfüllen.
Klar war bereits bei der Einführung die-
ses Paradigmenwechsels, dass die Idee
eines Anreizsystems zur beruflichen und

sozialen Integration in Zeiten des Ar-
beitsplatzmangels das eigentliche Ziel
der Reduktion der Zahl von Sozialhil-
feabhängigen verfehlen wird. Vielmehr
sollten armutsbetroffene Personen in
letzter Konsequenz vermittelt werden,
dass sie bei genügendem persönlichem
Einsatz ihre Situation aus eigenem An-
trieb verbessern könnten und somit zum
grossen Teil mitschuldig an ihrer Ar-
beitslosigkeit seien. Inzwischen zeigen
Dutzende von Studien, dass diese teu-
ren Massnahmen zur Wiedereingliede-
rung in den regulären Arbeitsmarkt kei-

Fortsetzung auf S. 5, erste Spalte
unten

Petition der Kundgebung vom 17. Oktober 2008: Zum Internationalen
Uno-Tag gegen Armut und Ausgrenzung
An: Herrn Bundesrat Couchepin
An: die Kommission für soziale Sicher-
heit und Gesundheit des National- und
Ständerates (SGK-NR, SGK-SR; Sekre-
tariat der Kommission für soziale Si-
cherheit und Gesundheit, 3003 Bern)

Wir, die KundgebungsteilnehmerInnen
fordern:

1. Einklagbare soziale Recht in der
Bundesverfassung: Einklagbare sozia-
le Rechte sollen in der Bundesverfas-
sung verankert und regelmässig den Le-
benshaltungskosten angepasst werden:
Nur einklagbare soziale Rechte schaf-
fen die Grundlage für ein menschenwür-
diges Leben und verhindern Menschen-
rechtsverletzungen durch Armut in der
wohlhabenden Schweiz! Die Bundes-
verfassung ist so zu verändern, dass die
Sozialziele erfüllt werden und daraus
unmittelbar Ansprüche auf staatliche
Leistungen abgeleitet werden können.
Die Grundrechte der Bundesverfassung
(Art. 12) müssen einklagbare soziale
Rechte garantieren, um gemäss Art. 7
der BV Menschenwürde und gemäss
Art. 8 der BV Rechtsgleichheit aller
BürgerInnen in der Schweiz in Tat und
Wahrheit zu verwirklichen.

2. Erhöhung des Existenzminimum
um einen Drittel: Das Existenzmini-
mum bzw. die Armutsgrenze der Sozi-
alhilfe in der Schweiz ist um einen Drit-
tel zu erhöhen, damit Sozialhilfebezü-
gerInnen nicht dem täglich krank ma-

chenden Überlebenskampf ausgesetzt
sind und am gesellschaftlichen Leben
teilhaben können. Das Existenzmini-
mum muss in der ganzen Schweiz ge-
setzlich einheitlich festgelegt werden,
um zu verhindern, dass Gemeinden ar-
mutsbetroffene Personen abschieben
können. Die Rechtsgleichheit in der
ganzen Schweiz muss endlich auch in
der Sozialhilfe realisiert werden.

3. Demokratisierung des Sozialwe-
sens: Die öffentliche Sozialhilfe ist un-
demokratisch. Bei der Ausarbeitung und
Durchführung der Sozialhilfe müssen
Armutsbetroffene mit Entscheidungs-
kompetenz paritätisch und gleichbe-
rechtigt vertreten sein. In einem demo-
kratischen Land sollen alle miteinbezo-
gen werden: Die soziale Sicherheit ist
die Grundlage der Demokratie. Dem-
entsprechend müssen den Armutsbetrof-
fenen auch Mitbestimmungsrechte ein-
geräumt werden. Die öffentliche Sozi-
alhilfe soll in der ganzen Schweiz trans-
parent und für alle verständlich regle-
mentiert werden.

4. Abschaffung der Verwandtenunter-
stützungs- und Rückzahlungspflicht:
Viele Gemeinden bestehen noch immer
auf Rückzahlung der Sozialhilfeleistun-
gen durch Verwandte. Im modernen
Sozialstaat gibt es jedoch keine Sippen-
haftung. Diese Rückzahlungspflicht
führt oft zu grossen familiären Proble-
men. Darum gehört sie abgeschafft.
Zudem schnappt die Armutsfalle durch

die Rückzahlungspflicht der eigenen
Sozialleistungen bei kleinen und mitt-
leren Einkommen zu, weil die Men-
schen dadurch auf dem Existenzmini-
mum gehalten werden.

5. Datenschutz auch für Sozialhilfe-
bezügerInnen: Der verfassungsrechtli-
che Anspruch (Art. 13 der BV) auf Ach-
tung des Privat- und Familienlebens
muss vollumfänglich auch für Sozial-
hilfebezügerInnen gewahrt sein. Oft
verfügen jedoch Sozialbehörden und/
oder Sozialämter Sanktionen gegenüber
AntragstellerInnen oder es gibt keine
Auszahlungen, wenn sie nicht bereit
sind, Vollmachten oder Entbindungser-
klärungen der ärztlichen und amtlichen
Schweigepflicht abzugeben. Doch auch
SozialhilfebezügerInnen dürfen eine
Privatsphäre haben. Darum fordern wir:
vollumfänglichen Datenschutz auch für
SozialhilfebezügerInnen!

Die Organisatoren der Kundgebung:
IG Sozialhilfe, Verein zur Verwirkli-
chung der Menschenrecht in der
Schweiz, Postfach 1566. 8032 Zürich,
ig-sozialhilfe@gmx.ch, Branka Gold-
stein, Präsidentin 079/ 343 66 43
KABBA, Komitee der Arbeitslosen und
Armutsbetroffenen, Postfach 6950,
3001Bern Thomas.naef@kabba.ch,
Thomas Näf, 076/540 65 91

ne Wirkung zeigen. Dennoch wird ver-
bissen daran festgehalten, dass Sozial-
hilfebezügerInnen an diesen Massnah-
men teilnehmen. Wird verweigert, wird
sanktioniert!

Nebst dem verstärkten Fokus auf Inte-
grationsmassnahmen brachte die Revi-
sion von 2005 eine einschneidende
Neuerung: Die SKOS veröffentlichte ein
Merkblatt über die Möglichkeiten der

Fortsetzung von S. 3
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len Orten die Übertragung der Ar-
menpflege von der Bürgergemeinde
auf die Einwohnergemeinde statt“…2

So war das ZUG ein grosser Fort-
schritt für Armutsbetroffene.

Doch die in der Bundesverfassung
garantierte Niederlassungsfreiheit
für SchweizerbügerInnen wurde
auch immer wieder Mal mit Füssen
getreten: So wurden Drogenabhän-
gige vom Platzspitz gegen ihren
Willen polizeilich an ihren Wohnorte
zurück verfrachtet, für diese verelen-
deten Randständigen griff  die Nie-
derlassungsfreiheit nicht, da ihr tat-
sächlicher Aufenthaltsort deren Le-
bensmittelpunkt darstellte. Das ZUG
ist löcherig.

Die SKOS hat anfangs 2015 eine
verbandsinterne Vernehmlassung zu
den SKOS-Richtlinien durchgeführt.
Sie wird einen Revisionsvorschlag
erarbeiten zu Händen der SODK. Die
neuen Richtlinien werden sodann
von der kantonalen Konferenz der
Sozialdirektorinnen und Sozialdi-
rektoren, SODK, erlassen, die auf
den 1. Januar 2016 den Kantonen
empfohlen werden.

1 Von der Armenpflege zur Sozialhilfe -
Ein Jahrhundert SKOS & ZeSo,
Schweiz. Konferenz für Sozialhilfe,
2005.
2 Von der Armenpflege zur Sozialhilfe -
Ein Jahrhundert SKOS & ZeSo,
Schweiz. Konferenz für Sozialhilfe,
2005.

Fortsetzung des Kastens von S. 3

Kürzung oder Einstellung von Unter-
stützungsleistungen. Dies steht in direk-
tem Zusammenhang mit einer ökono-
misch angespannten Situation und ei-
nem erhöhten politischen Druck auf die
Sozialversicherungen in der Schweiz.

Weder Tagesforderungen vergessen...

In der aktuell geäusserten Kritik an der
angeblich für Betroffene luxuriös aus-
gestalteten Sozialhilfe wird oft ver-
schwiegen, dass sich die Beiträge am
Einkommen der untersten 10 % der

Bevölkerung in der Schweiz orientie-
ren. Anzunehmen, dass diese 10 % ein
finanziell ausreichend abgesichertes
Leben führen könnten, ist ein Zeichen
niederträchtiger Arroganz der schwei-
zerischen Wohlstandsgesellschaft.

Seit 1994 hat die IG Sozialhilfe an al-
len Vernehmlassungen der SKOS-
Richtlinien teilgenommen für Verbes-
serungen. Die vorgebrachten Inhalte
von Armutsbetroffenen fanden jedoch
keine Berücksichtigung.

... noch die Grenzen sozialer Arbeit.

Vor dem Hintergrund dieser Tatsachen
die bestehenden SKOS-Richtlinien im
Namen der Armutsbetroffenen kritiklos
zu verteidigen ist eine dreiste Anmas-
sung. Selbstverständlich gilt es die het-
zerische Stimmungsmache aus dem
rechten politischen Lager, welche ge-
gen Sozialhilfeabhängige gerichtet ist,
zurückzuweisen. Die pauschale Kritik
an den SKOS-Richtlinien von Rechts,
die durch medial aufgebauschte Einzel-
beispiele scheinbar gerechtfertigt sein
sollten, muss durch die Richtigstellung
dieser einzelnen Beispiele sachlich ent-
gegen gewirkt werden. Sich aber auf-
grund einer weiter erstarkten hetzeri-
schen Stimmungsmache gegen Sozial-
hilfeabhängige politisch derart in die
Ecke drängen zu lassen, ist nicht ziel-
führend. Es gilt nicht nur die wenigen
sozialen Errungenschaften in der
Schweiz zu bewahren. Vielmehr sollte
auch aufgezeigt werden, dass viele Lei-
stungen des Sozialwesens der Wirtschaft
Standortvorteile bringen und nichts
Solidarisches an sich haben.

Politische Kräfte, die klar Stellung für
Armutsbetroffene beziehen wollen,
müssen sich zudem im Klaren sein, dass
Soziale Arbeit letztendlich die Wider-
sprüche dieser Gesellschaftsordnung
nicht überwinden und somit nur sehr
partiell emanzipatorisch wirken kann.
So muss trotz der Angriffe auf erkämpfte
Errungenschaften weiterhin darauf ver-
wiesen werden, dass eine freiheitliche
Gesellschaft letztendlich nur fernab der
Aufteilung in Besitzende und Abhän-
gige existiert.

Vorstand der IG Sozialhilfe

Fortsetzung von S. 4

Forderungen von Ar-
mutsbetroffenen
Einklagbare soziale Rechte in die
Bundesverfassung
Die Petition (siehe Seite 4), bzw. die
Forderungen der Armutsbetroffenen ist
heute aktueller denn je: Keine dieser
Forderungen wurde bis heute umgesetzt.
Die Spirale der Verschärfungen dreht
immer schneller. Bis heute bestehen in
der Bundesverfassung nur die Sozialzie-
le, die entsprechenden Gesetze wurden
nicht abgeleitet, sodass sie ohne gesetz-
liche Verankerung nicht einklagbar sind.
So können Armutsbetroffene keinen un-
mittelbaren individuellen Anspruch auf
staatliche Sozialleistungen juristisch
geltend machen.

Keine Mitbestimmung bei der
Sozialhilfe
Durch ein fehlendes nationales Rahmen-
gesetz zur Sozialhilfe ist der Willkür Tür
und Tor geöffnet. So erleiden Armutsbe-
troffene immer wieder strukturelle Ge-
walt durch die Ämter, die traumatisie-
rend erfahren werden können. Die
SKOS-Richtlinien wurden mehrmals
überarbeitet. Auch dieses Jahr findet
wieder eine Revision statt. Im Gegen-
satz zu den tripartiten Kommissionen  in
der Arbeitswelt, wo Gewerkschaften,
Arbeitgeber und Behörden miteinander
Verhandlungen führen, sind Armutsbe-
troffene und ihre Organisationen grund-
sätzlich bei der Ausgestaltung der Sozi-
alhilfe ausgeschlossen! Dies ist völlig
undemokratisch! Bis heute ist der Peti-
tion der Armutsbetroffenen vom 17. Ok-
tober 2008 kein Gehör geschenkt wor-
den!

Spricht mit uns, nicht über uns!
Im August 2012 versammelten sich in
Bern im Zusammenhang mit der Natio-
nalen Strategie gegen Armut, über hun-
dert Armutsbetroffene aus der ganzen
Schweiz: Der Titel dieser Tagung laute-
te: Sprecht mit uns – nicht über uns! Im-
mer wieder fielen Voten, dass es keiner-
lei konkrete Unterstützung von den So-
zialämtern gibt, um Bildung nachzuho-
len, eine richtige Berufsausbildung zu
absolvieren, um finanziell selbständig zu
werden, wenn das schicksalshafte Leben
eine Berufsausbildung in jungen Jahren
verunmöglichte. Viele berichteten über
ihre alltägliche finanzielle Not, mangeln-
de persönliche Unterstützung und die er-
fahrene persönliche diskriminierende
Respektlosigkeit, dass immer über sie
entschieden wird und nicht mit ihnen!
Schon dies ist kränkend und zeigt wie
diskriminierend Armutsbetroffene be-
handelt werden!
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Protestaktion von Armutsbetroffen zum Festakt 100 Jahre SKOS
2. Juni 2005 „Jubiläum“ 100 Jahre
SKOS: „Mit dem Festakt soll an die
Bedeutung der Sozialhilfe für die Ent-
wicklung eines modernen Sozialstaates
erinnert werden. Neben Bundesrat Pas-
cal Couchepin werden zahlreiche Per-
sönlichkeiten aus Politik und Fachwelt
erwartet.“ Zum Abschluss fand eine
„Schiffsfahrt und Dinner auf dem Vier-
waldstättersee mit musikalischer Um-
rahmung statt.“1

Des Hohns zu viel, angesichts der un-
demokratischen Machenschaften der
SKOS gegenüber den Armutsbetroffe-
nen und der viel zu tiefen Ansätze im
Grundbedarf, der kein menschwürdiges
Leben für Armutsbetroffene ermöglicht!
Die Basler Armutskonferenz von unten,
die Liste gegen Armut & Ausgrenzung
und die IG Sozialhilfe riefen zur Pro-
testaktion auf und protestierten/ demon-
strierten während der Jubiläumsfeier vor
dem KKL in Luzern bis die geladenen
Gäste auf dem eigens dafür für gemie-
teten Luxusschiff abfuhren! Auf dem
Rücken der Armutsbetroffenen soll ge-

spart werden und die SKOS veranstal-
tet für sich ein Luxusfest! Die IG Sozi-
alhilfe und die Basler Armutskonferenz
haben in der Vernehmlassung 2005 alle
Punkte der SKOS- Revision abgelehnt
– als einzige! Doch dies wurde nicht ein-
mal publiziert!

Bis zu sieben verlorene Jahre

Fast zeitgleich erschien im Deutschen
Ärzteblatt am 13. Mai 2005 der Arti-
kel: „Krankheit und Armut: Bis zu sie-
ben verlorene Jahre“. Darin wurde der
Zusammenhang zwischen vorzeitigem
Sterben und Armut thematisiert: „Ar-
mut und Arbeitslosigkeit führen zu er-
höhten Morbiditäts- und Mortalitätsra-
ten… Dies belegen zahlreiche Studien:
Eine durchschnittlich um bis zu sieben
Jahre geringere Lebenserwartung haben
arme Menschen gegenüber Wohlhaben-
den. Ihr Risiko, schwer zu erkranken,
vorzeitig zu versterben, einen Unfall zu
erleiden oder von Gewalt betroffen zu
sein, ist in jeder Lebensphase etwa dop-
pelt so hoch.“2

Um das unsägliche Leid den SKOS-Fei-
ernden zu verdeutlichen, haben sich
Armutsbetroffene, als Skelette verklei-
det, vor das KKL gelegt.

Und 10 Jahre sind vergangen, da berich-
tete die Zeitschrift Senso 1/2015: „ So-
zialhilfebezüger in der Schweiz bezie-
hen durchschnittlich mehr medizinische
Leistungen als die übrige Bevölke-
rung… Zu diesem Schluss gelangt eine
neue Studie, welche der Bereich Ge-
sundheitswissenschaften von Helsana
mit dem Sozialamt Bern durchgeführt
hat.“ Armutsbetroffene erleiden schwe-
re gesundheitliche Einbussen – das Rad
der Ungerechtigkeit dreht sich weiter
und weiter.

Branka Goldstein

1 Zitat aus der Einladung der SKOS zum
Festakt 100 Jahre SKOS
2 Richter-Kuhlman, Eva A. Deutsches Ärz-
teblatt 102  Ausgabe 19 vom 13.5.2005,
Seite A-1340/1340/B-1122 /C-1062

Protest von Armutsbetroffenen anlässlich der pompösen 100 Jahr Jubiläumsfeier der SKOS im KKL Luzern
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Flugblatt zur Protestaktion vom 2. Juni 2005, Luzern
Unzumutbare Kürzungen für

SozialhilfebezügerInnen:
Die SKOS jubiliert!

Die SKOS, ein privater Verein, gibt Richtlinien heraus, die massgeblich die Sozialhilfe in der Schweiz bestimmen. Mit den
neuen SKOS-Richtlinien, welche dieses Jahr in Kraft treten, wird arger Sozialabbau betrieben. Die Basler Armutskonferenz
von unten/Liste gegen Armut und Ausgrenzung und die IG Sozialhilfe haben in der Vernehmlassung als einzige alle Punkte
der SKOS-Revision abgelehnt. Dies wurde von der SKOS nicht einmal publiziert! Ein entwürdigender Hohn gegenüber den
Betroffenen! Von Selbstverantwortung wird gesprochen – undemokratische Fremdbestimmung wird betrieben ohne die Mei-
nung der Betroffenen und ihren Organisationen mit einzubeziehen!

Ihr lieben SKOS-Leute
wo bleibt Eure Moral?

Ist für Euch Armut banal?
wenn Ihr Eure  Bäuche mit Dinner nährt

und uns nicht mal mehr die volle Brotschale gewährt?

Die SKOS feiert ihr 100-jähriges Jubiläum: „Mit dem Festakt soll an die Bedeutung der Sozialhilfe für die Entwicklung eines
modernen Sozialstaates erinnert werden“, schreibt die SKOS in ihrer Festeinladung. Die SKOS jubiliert mit künstlerischen
Darbietungen, Schiffahrt und Dinner auf dem Vierwaldstättersee, während SozialhilfebezügerInnen und deren Kinder zu
Geldkürzungen gezwungen und somit noch ärmer werden: Der Grundbedarf reicht  nicht mehr zum Leben, die Gesundheit
ist gefährdet, sie leben ausgegrenzt aus der Gesellschaft. Durch die vielen Entbehrungen erwartet sie vorzeitiges Sterben:
„Zahlreiche Studien belegen: Arme Menschen haben gegenüber Wohlhabenden eine durchschnittlich um bis zu sieben
Jahre geringere Lebenserwartung. Ihr Risiko, schwer zu erkranken, vorzeitig zu versterben, einen Unfall zu erleiden oder
von Gewalt betroffen zu sein, ist in jeder Lebensphase etwas doppelt so hoch.“* All dies hindert die SKOS nicht an ihrer
heutigen Jubiläumsfeier, und schon gar nicht an einem teuren Festschmaus!
* aus Krankheit und Armut: Bis zu sieben Jahren verloren, Deutsches Ärzteblatt 102, Ausgabe 19, vom 13.5.2005.

Ihr lieben SKOS-Leute,
was sollen wir mit 1000-Frankenjobs anfangen?

Wir wollen arbeiten, wir wollen zu existenzsichernden Stellen gelangen!

SozialhilfebezügerInnen werden gemäss den neuen SKOS-Empfehlungen dazu gezwungen, Billigjobs zu verrichten, um zu
verhindern, dass ihr karges Sozialgeld nochmals gekürzt wird. Dies ist kein Anreiz und vor allem keine Förderung, sondern
ein Schlag ins Gesicht der SozialhilfebezügerInnen, die sich nichts mehr wünschen, als zu arbeiten, um ihre Existenz selber
zu verdienen und aus der Sozialhilfe heraus zu kommen! Die Stadt Zürich will die 1000-Franken-Billigjobs einführen,
dadurch öffnet sie Tür und Tor den Dumpinglöhnen! Gleichzeitig werden dadurch die Erwerbstätigen und Erwerbslosen
noch mehr gespalten. SozialhilfeempfängerInnen wollen nicht den normal verdienenden Arbeitenden ihre Stellen wegneh-
men, sondern eigene, anständig bezahlte Jobs, um in Würde durch ihre Arbeit leben zu können!

Ihr lieben SKOS-Leute:
Ihr Lasst die Armutsbetroffenen in existenzieller Not
und nehmt ein sündhaftes teures Festmahl im Boot!

Bundesrat Couchepin hält eine Ansprache und lacht...
und hat noch NIE an die SozialhilfebezügerInnen gedacht!

WIR, die Betroffenen, stehen jedenfalls hier, nur mit Wasser und Brot,
denkt dran während Ihr feiert: Bei UNS lauert Krankheit und Tod!

Basler Armutskonferenz von unten / Liste gegen Armut und Ausgrenzung, armutsliste@tiscali.ch
Unterstützt von IG Sozialhilfe, Postfach, 8030 Zürich, ig-sozialhilfe@gmx.ch,

Eigendruck
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20 Jahre IG-Zeitung
Mit dieser Ausgabe feiert die IG- Zei-
tung ihr 20. Jubiläum. Sie erscheint
jeweils vor dem 1. Mai und wird an
den verschiedenen 1. Mai-Feiern in
der ganzen Deutschschweiz verkauft.
Sie ist Sprachrohr der Armutsbetrof-
fenen mit dem Ziel eine Gegenöffent-
lichkeit zu schaffen: Die schweizeri-
sche Sozialpolitik wird entlarvt, weil
Armutsbetroffene im reichsten Land
der Welt in Armut verharren und
Menschenrechtsverletzungen erlei-
den.

Sprache ist Macht, Sprache positio-
niert politisch

Sprache ist insbesondere in den Medi-
en  ein Machtinstrument. Wie wir die
Welt einteilen, ist eine politische Fra-
ge. Welche Werte gesellschaftlich als gut
befunden, welche geächtet werden, ent-
spricht dem politischen Standpunkt.
Sprache löst Gedankenverbindungen
aus. Diese Gedanken sind individuell,
aber beruhen auf einer kollektiven, ge-
sellschaftlichen Annahme. Die Sprache
formt das Denken und das Fühlen; so

entstehen gesellschaftliche Selbstver-
ständlichkeiten und Werte. Die Wirk-
lichkeit wird von der Mehrheit so gese-
hen, wie es ihr die Sprache aufzwingt.
Wiederum schafft die Wirklichkeit
Sprache. Die Medien gehören meist den
reichen Machtträgern und erzeugen
Meinungen. Auf Grund der politischen
Situation werden Armutsbetroffene in
den bürgerlichen Medien verfemt. Die
Wirklichkeit der Armutsbetroffenen ist
eine völlig andere; sie haben kein Me-
dienimperium, das Meinung macht.
Darum leistet die IG-Zeitung einen Bei-
trag zur Gegenöffentlichkeit.

Der globale neoliberale Kapitalismus ist
profitgierig, es zählt nur, was gewinn-
bringend ist, sodass wirtschaftlich un-
produktive Menschen nur als Kosten-
faktor betrachtet werden, was bewirkt,
dass die nötigen Sozialleistungen für ein
menschenwürdiges Leben nicht ausrei-
chen. Armut wird als persönliches Ver-
sagen hingestellt, es wird ein Kessel-
treiben gegen SozialhilfebezügerInnen
veranstaltet, statt aufzuzeigen, warum

es immer mehr Armutsbetroffene gibt:
Es sind die neuen Technologien, wel-
che immer mehr Menschen in die Er-
werbsarbeitslosigkeit treiben hier und
überall. Das ist der Grund für die Ver-
armung: Das ausbeuterische kapitalisti-
sche System.

Die bürgerlichen Medien erzeugen
Angst bei den Erwerbstätigen ihre Stelle
zu verlieren, wenn sie aufmucksen!
Willig und billig arbeiten die Erwerbs-
tätigen weiter mit immer mehr Stress,
weil die Arbeitsproduktivität stets an-
steigt. Viele gehen krank zur Arbeit aus
Angst vor Arbeitsplatzverlust und da-
durch auch SozialhilfebezügerInnen zu
werden.  Gleichzeitig findet in der
Schweiz einen Standortwettbewerb statt,
wo die Reichen und Superreichen am
wenigsten Steuern bezahlen müssen. Es
geht darum, für Reiche supergute Steu-
erangebote zu machen. Haben die Ge-
meinden Löcher in der Steuerkasse,
werden die Armutsbetroffenen noch
mehr geschröpft. Das ist die Logik der
kapitalistischen Gesellschaft!

Die SKOS-Teilnehmenden am Festakt gehen über "Leichen"
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2. Diskriminierung wird durch die
Medien gemacht

Eine verheerende Tendenz in den Me-
dien nimmt zu: Die Boulevardisierung.
Es ist aber längst nicht nur der Blick,
der reisserische Titel bringt, sondern
auch besser angesehene Zeitungen grei-
fen diese Tendenz auf: Wie funktioniert
das? Eine Sensation, die das Volk inter-
essiert, wird aufgegriffen und völlig
vereinfacht und unterhaltend zu einem
Skandal hinauf gepusht. Selbstverständ-
lich stehen hinter diesen Skandalen
politische Machtträger. Dabei geht man
von einem negativen Beispiel aus, die
ganze Vielfalt der sozialen  Realität wird
nicht thematisiert und schon ist eine
sogenannte Volksmeinung gemacht.
Durch die Macht der Medien scheint
alles klar zu sein. Wenige hinterfragen,
wenigen ist es möglich, selber zu recher-
chieren. Die manipulierte Volksmei-
nung schafft wiederum eine neue Rea-
lität.

Warum ziehen Steuerhinterziehungen
nicht ein derartiges politisches Klima
nach sichschafft, sodass unverzüglich

Steuerdedektive eingesetzt werden, die
überall herum schnüffeln, die Reichen
überwachen, um Steuergeld in die Ge-
meindekassen für Soziales zu spülen?
Warum wird Armut im reichsten Land
der Welt nicht zum Skandal? Warum
nicht das alltägliche Leiden von Ar-
mutsbetroffenen durch Mangel und
Entbehrungen breit thematisieren? War-
um geht aufgrund der Tatsache, dass
Kinder durch die Armut über eine
schlechte Gesundheit sowie über gerin-
gere Bildungschancen verfügen nicht
ein Aufschrei durch unser Land mit der
unmittelbaren Folge, dass sofort die
Kapitalsteuer eingeführt wird? Mit die-
sen Geldern wäre es ein Leichtes, sämt-
liche Forderungen der Armutsbetroffe-
nen, bzw. der IG Sozialhilfe zu erfül-
len: Erhöhung des Grundbedarfes der
Sozialhilfe um einen Drittel für Einzel-
personen und um das Doppelte für Fa-
milien sowie der  Ausbau des Sozial-,
Bildungs- und Gesundheitswesens.

3. Die Sprache der IG Sozialhilfe po-
sitioniert sich

Wir bekämpfen die kapitalistischen

Herrschaftsverhältnisse und unterstüt-
zen  die Armutsbetroffenen, die Wor-
king-Poor, die schuften und deren kar-
ger Lohn zur Existenzsicherung nicht
reicht sowie kranke Armutsbetroffene
und armutsbetroffene Menschen mit
Behinderungen.

Wir sehen es als unsere Aufgabe, einen
Beitrag zur Gegenöffentlichkeit zu lei-
sten, um die Realität der Armutsbetrof-
fenen und die sozialen Missstände auf-
zuzeigen. Unser Sprachgebrauch ent-
wickelt sich aus den Gesprächen mit
Armutsbetroffenen und weicht ab von
der sogenannten Normsprache, weil
Sprache positioniert, weil Sprache die
Gedanken formt. Darum wählen wir
eine Sprache, die klar die Sicht der Ar-
mutsbetroffenen vertritt. Wir stellen uns
gegen die Schönfärberei und Verwi-
schung der sozialen Tatsachen, der so-
zialen Ungerechtigkeit. Alles wird von
einem politischen Standpunkt wahrge-
nommen und beurteilt. Darum reden wir
Klartext.

Branka Goldstein

Gegen Zwangsarbeit in der Schweiz
Die Unterscheidung zwischen unver-
schuldet und selbstverschuldet in Not
geratenen Menschen zieht sich wie ein
roter Faden durch die sozialpoliti-
schen Massnahmen gegen Erwerbs-
arbeitslosigkeit und Sozialhilfeabhän-
gigkeit.

So auch in den aktuellen Aktivie-
rungsmassnahmen von ALV und So-
zialhilfe, mit denen als arbeitsfähig
eingestufte Erwerbsarbeitslose und
Armutsbetroffene (wieder) in den
Arbeitsmarkt integriert werden sol-
len. Dabei kann es durchaus zu Situa-
tionen von Zwangsarbeit kommen.
Wer die Teilnahme an solchen Mass-
nahmen verweigert, riskiert Sanktio-
nen:  Leistungskürzungen oder sogar
Einstellung der finanziellen Unter-
stützung.

Im antiken Griechenland und im Rö-
mischen Reich galt Arbeit als unfreie
Tätigkeit, war also gleichbedeutend mit
Unfreiheit. Arbeitstätigkeiten, die zum
Bestreiten des täglichen Lebens notwen-

dig waren, wurden an unfreie Menschen
– Sklaven und Sklavinnen – delegiert.
Es war eines freien Menschen unwür-
dig, sich mit solcher Arbeit abzugeben.
Das Christentum hat die Bedeutung von
Arbeit verändert. Adam und Eva wur-
den für den Sündenfall mit der Vertrei-
bung aus dem Paradies bestraft und
mussten ihren Lebensunterhalt fortan
mit harter Arbeit verdienen. „Im
Schweisse deines Angesichts sollst du
dein Brot essen“ heisst es denn auch in
der Genesis (Genesis 3, 17–19).  „Wer
nicht arbeiten will, der soll auch nicht
essen“, heisst es in der Bibel. Im Spät-
mittelalter wurde Arbeit zur Pflicht für
alle, die als arbeitsfähig galten.

„Würdige und unwürdige Arme“

Mit Luther und der Reformation wurde
Arbeit endgültig zum Mittel gegen Ar-
mut und Armut somit  zu einem Zei-
chen von Faulheit. Damit einhergehend
kam es zu einer Kategorisierung der
armen Bevölkerung: Als arbeitsfähig
eingestufte Arme wurden stigmatisiert.

Da man davon ausging, dass sie selber
schuld an ihrer Armut waren, hatten sie
kein Anrecht auf Armenfürsorge. Sie
galten denn auch als unwürdige Arme.
Würdige Arme dagegen waren Arme,
die zwar arbeitswillig waren, aus einem
bestimmten Grund aber nicht arbeiten
konnten: Weil sie krank oder invalide
waren, oder weil sie Kinder waren. Die
Unterscheidung zwischen würdigen/
unverschuldeten Armen und unwürdi-
gen/selber verschuldeten Armen wird
auch in der Schweiz seit dem 16. Jahr-
hundert angewendet. Personen, die so-
genannt unverschuldet in Not geraten
waren, erhielten Unterstützung durch
die Armenfürsorge, während gegen un-
würdige Arme – also Personen, die ihre
materielle Existenz nicht durch Arbeit
verdienten – repressiv vorgegangen
wurde. So wurde zum Beispiel arbeits-
fähigen Bettlern mit harten Strafen,
Folter und dem Verkauf auf Galeeren
gedroht. Arbeits- und Besserungsanstal-
ten bis in das 20. Jahrhundert dienten
als Disziplinierungsmittel für „arbeits-
scheue und liederliche“ Personen. In der
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Beschreibung der Zwangsarbeitsanstalt
Sedel bei Luzern kann man lesen, dass
„sittlich Verkommene“ und „Arbeits-
scheue“ zum Zweck „strenger Arbeit
und bessernder Zucht“ hier eingewie-
sen wurden, um sie an „ein tätiges und
ehrbares Leben zu gewöhnen“.1 Es galt
einerseits, potentielle EmpfängerInnen
von Fürsorgeleistungen abzuschrecken,
und andererseits deviante, also von der
Erwerbsnorm abweichende Lebensfor-
men, zu stigmatisieren und die betrof-
fenen Personen in Arbeitshäusern zu
disziplinieren.

Keine Leistung ohne Gegenleistung

Die Unterscheidung zwischen unver-
schuldet und selbstverschuldet in Not
geratenen Menschen zieht sich wie ein
roter Faden durch die Schweizer Sozi-
alpolitik, wenn auch Arbeitshäuser in
der Schweiz der Vergangenheit angehö-
ren. Das Prinzip „Wer nicht arbeiten
will, der soll auch nicht essen“ wird aber
nach wie vor und heute sogar wieder
verstärkt im institutionellen Umgang
mit Erwerbsarbeitslosen und Armutsbe-
troffenen angewendet. Der Zwang zur
Arbeit äussert sich heute in der Form
von Aktivierungsmassnahmen – auch
Workfare genannt –, denen Erwerbsar-
beitslose, IV-Beziehende und Sozialhil-
febeziehende ausgesetzt sind. Nach dem
Motto „Keine Leistung ohne Gegenlei-
stung“ werden diese dazu aufgefordert,
an sogenannten Arbeitsmarktmassnah-
men in der Form eines Beschäftigungs-
programms, einer gemeinnützigen Ar-
beit oder im Rahmen einer Sozialfirma,
etc. teilzunehmen, wenn sie Leistungen
der ALV, IV oder Sozialhilfe beziehen
wollen. Dass Erwerbstätige während
ihrer Erwerbsarbeitstätigkeit Beiträge
an die ALV und die IV einbezahlt und
Steuern bezahlt haben, reicht also nicht
mehr aus, um Leistungen zu beziehen.
Wer eine Arbeitsmarktmassnahme ver-
weigert, riskiert Sanktionen in der Form
von Leistungskürzungen oder volle
Streichung der finanziellen Unterstüt-
zung.

Zwangsarbeit in der Schweiz?

Können Arbeitsmarktmassnahmen als
Zwangsarbeit bezeichnet werden? Ge-
mäss der internationalen Arbeitsorga-
nisation ILO handelt es sich bei
Zwangsarbeit um „unfreiwillige Arbeit
oder Dienstleistung, die unter Andro-
hung einer Strafe ausgeübt wird“ (Art.
2, Abs. 1 Übereinkommen 29 über
Zwangs- und Pflichtarbeit, 1930 – 1940
von der Schweiz ratifiziert) – wobei Ar-
beit im Strafvollzug ausgenommen ist.
Das ILO-Übereinkommen 105 über die
Abschaffung der Zwangsarbeit von
1957, das 1958 von der Schweiz ratifi-
ziert wurde, verbietet den Einsatz von
Zwangsarbeit u. a. als Methode der Re-
krutierung und Verwendung von Ar-
beitskräften für Zwecke der wirtschaft-
lichen Entwicklung und als Massnah-
me der Arbeitsdisziplin. Beide Elemen-
te können in den aktuellen Workfare-
Praktiken je nach Ausgestaltung einer
Arbeitsmarktmassnahme aber durchaus
gegeben sein. Dies gilt auch für die
Unfreiwilligkeit und Strafbarkeit bei
Verweigerung, z.B. wenn die ALV, IV
oder Sozialhilfe bei der Verweigerung
einer Massnahme mit Leistungskürzun-
gen drohen.

Dem gegenüber hält Art. 23 Abs. 3 der
Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte der UNO fest, dass jede Person,
die arbeitet, das Recht auf gerechte und
befriedigende Entlöhnung hat, die ihr
und ihrer Familie eine der menschlichen
Würde entsprechende Existenz sichert,
gegebenenfalls ergänzt durch andere
soziale Schutzmassnahmen. Nach Art.
23 Abs. 1 haben alle das Recht auf Ar-
beit, auf freie Berufswahl, auf gerechte
und befriedigende Arbeitsbedingungen
sowie auf Schutz vor Arbeitslosigkeit.
Die Einführung von Workfare-Elemen-
ten in die Schweizerische Arbeitslosen-
versicherung und die IV seit Mitte der
1990er-Jahre sowie 2005 in die Sozial-
hilfe verletzt gleich mehrere Schutzbe-
stimmungen der UNO-Menschenrechts-
konvention, u.a. freie Berufswahl und
eine gerechte und befriedigende Entlöh-
nung, die ein menschenwürdiges Leben
ermöglicht.

Verletzung der Menschenrechte

Erwerbsarbeitslosen, IV- und Sozialhil-
febeziehenden werden diese grundsätz-
lichen Menschenrechte heute abgespro-
chen. Sie müssen arbeiten, erhalten für
ihre Arbeit aber keinen gerechten Lohn
und schon gar nicht einen Lohn, von
dem sie und ihre Familien leben kön-
nen. Sie werden für ihre Erwerbsarbeits-
losigkeit und ihre Sozialhilfeabhängig-
keit damit bestraft, zu einem unzumut-
baren „Lohn“ jede zumutbare Arbeit
annehmen zu müssen. Durch ihre Er-
werbsarbeitslosigkeit haben sie prak-
tisch das Recht auf gerechte Arbeitsbe-
dingungen und eine gerechte Entlöh-
nung verwirkt. Das ist besonders per-
vers – aber bestimmt kein Zufall – in
einer Zeit, in der das kapitalistische
Wirtschaftssystem längst nicht mehr
genug Arbeit für alle bietet, ein Teil der
aktiven Bevölkerung also zwangsweise
ohne Arbeit ist, während ein immer
grösser werdender Teil der Erwerbstä-
tigen einer schlecht bezahlten Arbeit
nachgeht, die es nicht erlaubt, den Un-
terhalt für sich und seine Familie zu
bestreiten. In einer Situation strukturel-
ler Arbeitslosigkeit und wachsendem
Niedriglohnsektor werden die einzelnen
Individuen noch stärker arbeitsmässig
diszipliniert und ausgebeutet. Sie wer-
den in Arbeitsmarktmassnahmen ge-
drängt, in denen sie so gut wie gratis
Arbeit verrichten, für die Unternehmer
unter normalen Bedingungen einen
Lohn bezahlen müssten.
Statt Wirtschaft und Unternehmer in die
Pflicht zu nehmen, anstelle von gesetz-
lichen existenzsichernden Löhnen, ei-
ner Verkürzung der Vollarbeitszeit und
anderen Massnahmen, welche die noch
bestehende Arbeit und deren Gewinn
gerechter unter alle verteilen würden,
fahren Politik, Wirtschaft und leider
auch die grossen sozialpolitischen In-
stitutionen wie die SKOS heute die Stra-
tegie, Menschen für ihre Erwerbsar-
beitslosigkeit zu bestrafen, sie unter
Androhung von Sanktionen in unbe-
zahlte oder kaum bezahlte Arbeit zu
drängen und sie so ihrer grundsätzli-
chen Menschenrechte zu berauben.

Natalie Benelli

1 Siehe Herbert Obinger (1998). Politische
Institutionen und Sozialpolitik in der
Schweiz. Peter Lang, S. 66.
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Sozialhilfe: Zurück ins Mittelalter?
Aus Kreisen der politischen Rechten
wird die Sozialhilfe in einer bisher
nicht bekannten Heftigkeit angegrif-
fen. Es ist von „Sozial-Irrsinn“, „So-
zial-Wahnsinn“ und „sozialer Hänge-
matte“ die Rede. Anstatt dass den
wahren Ursachen dafür nachgegan-
gen wird, warum die Sozialhilfeko-
sten in den letzten Jahren gestiegen
sind, fordert unsere schweizerische
Rechtspartei eine Halbierung der
Sozialhilfeleistungen, eine „Entpro-
fessionalisierung“ sowie die Abschaf-
fung der SKOS-Richtlinien. Es wer-
den also – wieder einmal – die Ärm-
sten und die Schwächsten angegrif-
fen. Würden derart brutale Massnah-
men tatsächlich umgesetzt, dann dro-
hen finstere Zeiten.

Die Sozialhilfeleistungen sind heute
schon knapp bemessen und orientieren
sich an den untersten 10% der Einkom-
mensskala. Gemäss einer kürzlich pu-
blizierten Studie des Bundesamtes für
Statistik erhalten Ein- und Zweiperso-
nen-Haushalte sogar noch weniger So-
zialhilfe. In einigen Kantonen sind die
Sozialhilfeleistungen schon heute deut-
lich tiefer als von den SKOS-Richtlini-
en empfohlen. Die von der politischen
Rechten geforderte Reduktion der Bei-
träge um nochmals 40% wäre die defi-
nitive Verabschiedung vom sozialen
Existenzminimum, also von der Idee,
dass die Sozialhilfe den unterstützten
Personen auch eine gewisse Teilnahme
am öffentlichen Leben ermöglichen und
die Mittel geben soll, sich wieder zu in-
tegrieren und vom Staat unabhängig zu
werden. Mit der Hälfte der heutigen
Leistungen würde zwar noch niemand
verhungern, aber sich mit Freunden
oder Verwandten zu treffen, Stellen- und
Wohnungssuche in Zeitungen und In-
ternet, Reisen zu Bewerbungsgesprä-
chen, oder der Kauf der dafür benötigten
Kleider etc. wären nicht mehr möglich.
Kinder von Sozialhilfebeziehenden wä-
ren sozial isoliert und könnten nicht
mehr gesund aufwachsen. Viele Sozi-
alhilfebeziehende würden verelenden.
Wer sich vorstellen will, wie das in etwa
aussehen würde, der muss sich nur in
einem Armenquartier einer US-Gross-
stadt umschauen: Dort sind die SVP-
Träume plusminus schon umgesetzt.

Abschaffung der SKOS-Richtlinien
und „Entprofessionalisierung“

Als Jurist stelle ich mir vor, was in ein-
zelnen Gemeinden passieren würde,
wenn tatsächlich die SKOS-Richtlini-
en nicht mehr gelten würden, und wenn
jede Gemeinde im Sozialhilfewesen
nach freiem Gutdünken agieren könn-
te. Die Höhe der Sozialhilfeleistungen
wäre dann nicht mehr vereinheitlicht,
sondern es würde Wildwuchs unter den
Gemeinden herrschen. Ein unappetitli-
cher Sozialhilfe-Wettbewerb wäre die
Folge, ähnlich wie der bekannte Steu-
erwettbewerb: Während die Gemeinden
mit möglichst tiefen Steuern versuchen,
attraktive Steuerzahlende in ihre Ge-
meinden zu locken, könnten und wür-
den sie dann in einem Sozialhilfe-Wett-
bewerb versuchen, möglichst tiefe und
unattraktive Sozialhilfeleistungen aus-
zurichten, um die teuren Sozialhilfebe-
ziehenden aus der Gemeinde zu ver-
graulen. Die geforderte „Entprofessio-
nalisierung“ würde entweder dazu füh-
ren, dass überforderte Laienbehörden
am Stammtisch entscheiden könnten,
was sie mit den ihnen unterstellten So-
zialhilfebeziehenden machen. Oder aber
die Gemeinden würden das Sozialhil-
fewesen „demokratisch“ regeln, indem
an der Gemeindeversammlung darüber
abgestimmt würde, wer Sozialhilfe er-
halten soll und wer nicht. Der Rechts-
staat wäre im Bereich der Sozialhilfe
quasi abgeschafft.

Male ich hier Horrorvisionen an die
Wand? Ich denke nicht, wenn ich mir
ein paar Sozialhilfe-Fälle vor Augen
führe, von denen man in den Medien
lesen und hören konnte.

Der Fall Berikon

Die Gemeinde Berikon strich dem – ge-
mäss Blick – „frechsten Sozialhilfebe-
züger der Schweiz“ die Sozialhilfe kom-
plett, weil dieser sich weigerte, an ei-
nem Beschäftigungsprogramm teilzu-
nehmen. Sie ignorierte dabei das gesetz-
lich vorgeschriebene Verfahren, gemäss
welchem zunächst die Sozialhilfelei-
stungen zu kürzen sind, danach die
komplette Einstellung anzudrohen ist,

und erst wenn der Betroffene auf all das
nicht reagiert, die Sozialhilfe komplett
eingestellt werden kann. Das Bundes-
gericht pfiff die Gemeinde zurück, und
wies sie an, das Kürzungs- bzw. Ein-
stellungsverfahren korrekt durchzufüh-
ren. Ein Aufschrei der Gemeindebehör-
den sowie der politischen Rechten war
die Folge. Anstatt dass die Gemeinde
Berikon sich gefragt hätte, warum sie
sich nicht an die gesetzlichen vorge-
schriebenen Abläufe gehalten hat, kri-
tisierte sie lieber die Bundesrichter und
trat aus der SKOS aus. Ohne die SKOS-
Richtlinien gäbe es aber keinerlei Vor-
schriften mehr, wie eine Gemeinde vor-
zugehen hat, wenn Sozialhilfebeziehen-
de sich nicht an die Regeln halten. Ge-
gen Hauruck-Aktionen wie in Berikon
könnte man nichts mehr machen.

Der Fall Riniken

Der Gemeindepräsident schrieb alle
Immobilienbesitzer in der Gemeinde an
und forderte diese auf, keine Wohnun-
gen mehr an Sozialhilfebeziehende zu
vermieten. Erst als er von den Medien
damit konfrontiert wurde, bemerkte er
die Illegalität seines Tuns und entschul-
digte sich. Solche Aktionen verstossen
gegen das Abschiebeverbot, welches in
den SKOS-Richtlinien und im Zustän-
digkeitsgesetz ZUG geregelt ist. Wür-
den diese gesetzlichen Grundlagen
nicht mehr gelten, so könnten Gemein-
den ungestraft ihren Hauseigentümern
verbieten, Sozialhilfebeziehende in ihre
Wohnungen aufzunehmen.

Der Fall Rorschach

Einen Schritt weiter ging Stadtpräsident
und SVP-Nationalrat Thomas Müller,
der als Rechtsanwalt die Gesetze bestens
kennt. Er hat es mit aktiver Einmi-
schung und mit Drohungen erreicht,
dass eine Sozialhilfebezügerin Ror-
schach hat verlassen müssen. Die Stadt
Rorschach verweigerte einfach und
grundlos „auf Anweisung von oben“ die
Anmeldung der Frau. Stadtpräsident
Müller telefonierte persönlich der Ver-
mieterin und drohte ihr mit Nachteilen,
falls diese den Mietvertrag nicht sofort
auflöse. Mit Erfolg: Die Sozialhilfebe-
zügerin lebt nun in St. Gallen. Dank der
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heute geltenden Gesetze sind solche
Machenschaften verboten, und die Ge-
meinde St. Gallen ist daran, eine Klage
gegen Rorschach wegen Verletzung des
Abschiebeverbotes einzureichen.

Der Fall Hagenbuch

Die SVP-Gemeindepräsidentin wandte
sich an die Medien und kritisierte, dass
eine einzige Familie aus Eritrea die
Gemeinde Hagenbuch derart viel an
Sozialhilfe koste, dass die Gemeinde
den Steuerfuss erhöhen müsse. Diese
Informationen waren schlichtweg
falsch, da ein Grossteil der Kosten der
fremdplatzierten Kinder vom Kanton
übernommen wird, und weil der Steu-
erfuss vor allem deshalb erhöht werden
musste, weil er vor kurzem zu stark re-
duziert worden war. Trotzdem führte der
Fall dazu, dass an der Gemeindever-
sammlung über die Familie diskutiert
wurde und schliesslich das Budget nur
zähneknirschend angenommen wurde.
Die Gemeindepräsidentin wird von der
SVP für ihre falschen Informationen
und ihr Sozialhilfe-Bashing voraus-
sichtlich mit einem guten Listenplatz
auf der Nationalratsliste belohnt.

Der Fall Spreitenbach

Die Gemeinde Spreitenbach hat einen
Mann, der sich, nachdem er ausgesteu-
ert worden war, für den Bezug von So-
zialhilfe angemeldet hatte, dazu ge-
drängt, sich sein Pensionskassenvermö-
gen auszahlen zu lassen. Die Gemein-
de verweigerte dann nicht nur die Aus-
zahlung von Sozialhilfe mit der Begrün-
dung, nun habe der Mann ja wieder ge-

nug Geld zum Leben, sondern sie dräng-
te ihn dazu, ca. CHF 60'000.– an bisher
erhaltener Sozialhilfe und Steuerschul-
den der Gemeinde zurückzubezahlen,
obwohl dies gesetzlich so nicht vorge-
sehen ist. Die Gemeinde behauptet nun,
der Mann habe dies freiwillig und aus
eigenen Stücken getan, verschweigt
aber, dass sie das Pensionskassengeld
mit Arrest belegt hat, also sofort mit
betreibungsrechtlichen Mitteln dafür
gesorgt hat, dass der Mann über sein
Pensionskassengeld nicht mehr selber
verfügen konnte.

Der Fall Regensdorf

Beim Hauptverdächtigen des Tötungs-
deliktes in Zürich-Affoltern stellte sich
heraus, dass er in Regensdorf Sozial-
hilfe bezieht, daneben seit Jahren kri-
minell war und einen Jaguar fuhr. Er
verweigerte auch die Kooperation mit
dem Sozialamt. SVP-Kantonsrätin und
Juristin Barbara Steinemann, die Mit-
glied der Sozialbehörde von Regensdorf
ist, meinte dazu, man habe alles getan,
um die Sozialhilfe des Mannes zu kür-
zen. Aber mehr als 15 Prozent der ge-
sprochenen Sozialhilfegelder zu strei-
chen, sei nicht dringelegen. Das ist na-
türlich völliger Blödsinn: Als Juristin
weiss Frau Steinemann ganz genau,
dass die heutigen Gesetze es ohne wei-
teres ermöglichen, in solchen Fällen die
Sozialhilfe komplett zu streichen (sie-
he oben Fall Berikon). Aber es ist na-
türlich medienwirksamer, sich als Op-
fer eines ausufernden Sozialhilfewesens
darzustellen, als die geltenden Gesetze
korrekt anzuwenden.

Die Abschaffung der EMRK

In diesem Zusammenhang ist es bemer-
kenswert, dass dieselbe SVP, deren Ex-
ponenten sich schon heute nicht an das
Gesetz halten, eine Initiative lanciert
hat, gemäss welcher die Schweiz das
Recht haben soll, die Bundesverfassung
und die Gesetze so zu ändern, dass sie
die sozialen Menschenrechte verletzen.
Heute verbietet die Europäische Men-
schenrechtskonvention EMRK, dass die
Schweiz Gesetze verfassen darf, welche
die Menschenrechte verletzen. Würde
die Initiative angenommen, so dürfte die
Schweiz beispielsweise im Bereich der
Sozialhilfe sämtliche Rechte der Ar-
mutsbetroffenen abschaffen. Sie dürfte
ein reines Almosensystem einführen, in
welchem jede Gemeinde frei entschei-
det, wen sie mit Sozialhilfe unterstüt-
zen will und wen nicht. Auch die Ab-
schiebung von einer Gemeinde in die
andere wäre zulässig, ohne dass sich
eine betroffene Person dagegen wehren
könnte. Es gäbe keine Rechte mehr für
Armutsbetroffene, ausser gerade das
Recht, nicht zu verhungern.

Wohin steuert die Schweiz?

Die oben erwähnten Beispiele sind le-
diglich der Vorgeschmack darauf, was
in den nächsten Jahren auf armutsbe-
troffene Menschen zukommen kann,
wenn die Träume der politischen Rech-
ten zur Realität werden: Der Rechtsstaat
wird im Bereich des Sozialhilfewesens
faktisch abgeschafft und die Sozialhil-
febeziehende sind wehrlos der Willkür
der Gemeinden ausgeliefert. Anständi-
ge Gemeinden, welche weiterhin men-

Auch Armutsbetroffene haben Rechte: „Die Stärke des Volkes misst sich am Wohl der Schwachen“, heisst es am Anfang der
Bundesverfassung. Die UFS steht für die Umsetzung dieser Worte ein, indem sie Armutsbetroffene kostenlos bei Anliegen zur Sozial-
hilfe berät, begleitet und vertritt.
Das letzte Netz: Die Sozialhilfe ist das letzte Netz im System der sozialen Sicherheit der Schweiz. Zahlt das Sozialamt nicht mehr,
drohen Obdachlosigkeit, Kindswegnahme und Ruin. Deshalb müssen sich Armutsbetroffene bei Fehlentscheiden rasch wehren kön-
nen. Die UFS unterstützt sie dabei.
Ihre Zuwendung schafft Recht: Die UFS ist ein gemeinnütziger Verein und finanziert sich grösstenteils über private Spenden. Jeder
Beitrag unterstützt unsere Arbeit. Danke!

Unabhängige Fachstelle für Sozialhilferecht UFS – Pflanzschulstrasse 56 – 8004 Zürich
Tel. 043 540 50 41 – info@sozialhilfeberatung  – www.sozialhilfeberatung.ch

Post- und Spendenkonto 60-73033-5
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schenwürdige Sozialhilfeleistungen er-
bringen wollen, werden bestraft, indem
sie überdurchschnittlich viele Sozialhil-
febeziehende aufnehmen müssen. Herz-
lose Gemeinden, welche ihre Leistun-
gen auf das absolute Minimum herun-
terfahren, werden finanziell belohnt,
weil sie ihre Sozialhilfebeziehenden
vergraulen können. Die Rechte von So-
zialhilfebeziehenden müssen in Zukunft
also sicher nicht abgebaut, sondern im

Gegenteil gestärkt werden! Denn wer
seine Rechte nicht einfordern kann, der
hat keine Rechte.

Dass es Menschen gibt, die sich in ei-
nem der reichsten Länder der Welt
ernsthaft für eine derart unmenschliche
Behandlung ihrer armutsbetroffenen
Mitmenschen einsetzen, nur weil die-
se, aus was für Gründen auch immer,
im Leben Pech gehabt haben und nicht

in der Lage sind, für sich selber zu sor-
gen, ist eine Schande. Unser Land hat
Geld genug für eine menschenwürdige
und integrative Sozialhilfe. Die Frage
ist also nicht, ob wir den schwächsten
Mitgliedern unserer Gesellschaft wei-
terhin helfen können, sondern ob wir
es wollen.
Pierre Heusser, Vertrauensanwalt der

Unabhängigen Fachstelle für
Sozialhilferecht UFS

Bella España – Schöne Schweiz
Erfahrungen, Eindrücke und Analy-
sen eines Wanderarbeiters, der von
Peru nach Spanien über Italien in die
Schweiz gelangt ist. Er gehört zu den
regelmässigen Besuchern des Kafi
Klick.

Bella España

Schönes Spanien: Während vieler Jah-
re war es das neue Eldorado für aber-
tausende LateinamerikanerInnen oder
„sudacos y sudacas“, wie sie despektier-
lich von den einheimischen SpanierIn-
nen genannt wurden. Ganze Flugzeuge
voller verzweifelter und hungriger Men-
schen landeten in Städten wie Madrid
und Barcelona und bevölkerten die
Wartesäle der Flughäfen. Diese Men-
schen kamen auf den alten Kontinent,
insbesondere nach Spanien, auf der Su-
che nach besseren Perspektiven und
neuen Horizonten. Erinnern wir uns
daran, dass der katholische König Fern-
ando de Aragon und die Königin Isabel
de Catilla in den Jahren nach 1492
Maghrebiner und Juden von der iberi-
schen Halbinsel vertrieben hatten. Das
Königspaar finanzierte auch eines der
wagemutigsten Unternehmen der Ge-
schichte: die Suche von Christoph Ko-
lumbus nach der schnellsten Route zwi-
schen Europa und Indien und die dar-
aus resultierende ungewollte Entdek-
kung des neuen Kontinents. Ganze Im-
perien wie jene der Azteken, der Mayas
oder Inkas wurden durch die Habsucht
und Gier der Spanier ausgelöscht. Jene
Spanier waren hauptsächlich Analpha-
beten, Bauern und Söldner – auch sie
auf der Suche nach besseren Perspekti-
ven und neuen Horizonten.

Die Geschichte selbst in die Hand
nehmen

500 Jahre später sind es nun wir, die
MestizInnen, Erben der Jahrtausend
alten präkolumbianischen Kulturen und
der spanischen Besatzer und Invasoren,
erschöpft und überarbeitet von den kon-
tinuierlichen sozialen und ökonomi-
schen Krisen, die unsere Herkunftslän-
der heimgesucht haben. Wir versuchten
den scheinbar unabänderlichen Gang
der  Geschichte anders zu lenken, in-
dem wir das neue Eldorado im Land der
ehemaligen Unterdrücker suchten.
EcuadorianerInnen, PeruanerInnen, Bo-
livianerInnen, ParaguayerInnen gelang-
ten nach Spanien auf der Suche nach
Arbeit. Viele von uns, so auch ich, ver-
fügen über eine höhere technische oder
universitäre berufliche Ausbildung.
Andere verliessen ihre Heimat praktisch
ohne jegliche Schulbildung. Das Ziel
war jedoch für uns alle das gleiche: uns
und unseren Familien eine bessere Zu-
kunft zu ermöglichen. „Das schöne Spa-
nien“ wie es von vielen unserer Vorfah-
ren genannt wurde, hat sich in kürze-
ster Zeit in das neue gelobte Land ent-
wickelt: Arbeit für alle und in allen
Wirtschaftssektoren. Ein bescheidener
Wohlstand für ganze Familien, dank der
guten ökonomischen Situation.

Der Traum wird zum Albtraum

Jedoch verwandelte sich „der spanische
Traum“ plötzlich in einen Albtraum.
Die Wirtschaftskrise, welche über die
Welt hereinbrach und im Speziellen
auch Spanien zum Beben brachte, wur-
de sehr schmerzlich spürbar. Ein im-
menser Mangel an Arbeit und Möglich-
keiten machte sich breit. So sahen sich
viele der ehemaligen EinwanderInnen

gezwungen, in ihre Herkunftsländer zu-
rückzureisen oder aber, erschöpft durch
die schwere Last der vielen Schulden,
entschieden sie sich auf die Suche nach
neuen Möglichkeiten in nördlichen
Ländern zu machen, wie beispielswei-
se in der Schweiz.

Die Schweiz – das neue Paradies!?

Die Schweiz als kleines aber reiches
Land im Herzen des alten Kontinents
gelegen, begann zu einem begehrten
Ziel für SpanierInnen und Südamerika-
nerInnen mit spanischem Pass zu wer-
den. Dieser Pass, welcher wir aufgrund
entbehrungsreicher und von Arbeit ge-
prägter Jahre in Spanien erhalten hat-
ten, sollte uns vielleicht den Weg in
andere europäische Länder erleichtern.
So gelangten wir in ein anderes, quasi
europäisches und  in praktisch allen
Aspekten komplett neues Land: eine
andere Kultur, eine total andere Forum
des Denkens als in den spanischspra-
chigen Ländern und vor allem eine
komplett neue Sprache. Viele entschie-
den sich in den französisch- und italie-
nischsprachigen Teil der Schweiz zu
migrieren. Städte wie Genf, Montreux,
Lausanne, Locarno oder Bellinzona
wurden von zahlreichen spanischspra-
chigen Menschen bevölkert.

Die Schweiz als kleines Land inmitten
von Europa gelegen, stellten wir uns
zauberhaft, ja geradezu paradiesisch
vor: die schönen steil zerklüfteten Ber-
ge der Alpen, an deren Hänge Traum-
häuser mit grosszügigen Balkonen und
mit Blumen geschmückten Fenstern
thronen. Es waren uns Bilder von Lu-
xushotels für Wintersportler bekannt
sowie die Trickfilme von Heidi, Fotos
des schönen Vierwaldstättersees und
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Kafi Klick – Kostenloser Internetzugang im Treffpunkt für
Armutsbetroffene
Mit erweiterten Öffnungszeiten und
vergrösserten Aufenthaltsräumen lei-
stete das Kafi Klick viele Bestrebun-
gen, um dem Bedarf nach kostenlo-
sem Internetzugang gerecht zu wer-
den und sich für die Verwirklichung
des Menschenrechts auf Information
einzusetzen. Aber die Besucherzahlen
steigen weiter an und haben Konse-
quenzen auf die Weiterführung unse-

rer Unterstützungsarbeit für armuts-
betroffene Menschen.

Kostenloser Internetzugang von Mon-
tag bis Freitag

Ab Januar 2014 öffnete das Kafi Klick
neu an fünf Tagen in der Woche. Neue
wie auch StammbesucherInnen genies-
sen den kontinuierlichen Austausch

untereinander und mit den freiwilligen
MitarbeiterInnen im Kafi Klick. Es
zeigt sich, dass bei der Arbeits- und
Wohnungssuche  ein regelmässiger Zu-
gang zum Internet unerlässlich ist. Die
erweiterten Öffnungszeiten ermögli-
chen unseren BesucherInnen auch mehr
Gelegenheiten, ihre Kenntnisse am
Computer auszubauen, sodass einige
den Computer sogar bei komplexeren

natürlich die Uhren und Banken, die
viel gelobte Schokolade sowie die Phar-
maindustrie. Ja, auch durch solche Bil-
der und vor allem durch die grosse Not
in Spanien hat sich die Schweiz zu ei-
nem begehrten Ziel für eine neue Welle
von ImmigrantInnen entwickelt.

Die Ernüchterung

Doch wir kamen in eine andere
Schweiz. Eine Schweiz, die sich sehr
stark unterscheidet von jener, die in den
1950er-1970er Jahren von zahlreichen
Menschen aus den ökonomisch
schwächsten Gebieten Spaniens aufge-
sucht wurde und die wirtschaftlich stark
durch die Arbeit dieser ImmigrantInnen
vorwärts gebracht wurde. Heute ist es
eine andere Schweiz. Es ist eine noch
reichere, eine technisch diversifizierte-
re und dynamischere Schweiz. Es ist
eine Schweiz, die immer weniger auf
ImmigrantInnen angewiesen ist, welche
in ihren Fabriken und in der Landwirt-
schaft tätig werden. Es ist eine Schweiz,
die, wenn im globalen Massstab auch
nur gering, von der Weltwirtschaftskri-
se affektiert ist. So sind die Arbeitsmög-
lichkeiten für uns in diesem Land dra-
stisch geschrumpft. Sektoren wie jene
des Baugewerbes oder der Reinigung
sind praktisch die einzigen, in welchen
Arbeitskräfte mit mangelnden Sprach-
kenntnissen  noch Arbeit finden kön-
nen.

Welche Werte zählen wirklich?

Viele von uns wussten, dass die Schweiz
ein reiches, ökonomisch stabiles und
landschaftlich wunderschönes Land ist.
Ein Land, dessen Bevölkerung eisern
Naturschutz betreibt. Aber wie steht es
um den Schutz der tieferen Bevölke-

rungsschichten? Ist die Schweiz wirk-
lich das neue Paradies, das viele suchen?
Die Schweiz ist stolz auf ihre pazifisti-
sche Tradition und weltweit bewundert
für ihre Neutralität. Es war uns bekannt,
dass in der Schweiz abertausende
Flüchtlinge aus allen Teilen dieser Welt
ein neues Zuhause gefunden haben. Von
ChilenInnen über TamilInnen, von Ko-
sovarInnen bis hin zu EritreerInnen. Zu-
dem war dieses Land doch schon im-
mer auf die Unterstützung ausländischer
Arbeitskräfte angewiesen. Die Gesetz-
gebung der Schweiz hat doch schon in
der Vergangenheit eine durch Zahlen
bestimmte Immigration gefördert. Den-
ken wir doch nur an die Einwande-
rungskontingente und das Saisoniersta-
tut, die die Einwanderung der südlichen
Nachbarn aus Italien bestimmten. Spä-
ter kamen SpanierInnen, PortugiesIn-
nen und Menschen aus Ex-Jugoslawi-
en.

Wo bleibt die Würde?

Die Krise der letzten Jahre hat viele
SpanierInnen  lateinamerikanischer
Herkunft erneut aus ihrer Heimat ver-
trieben. So sehen wir heute beispiels-
weise in den Strassen von Zürich Men-
schen mit typisch bolivianisch-indige-
nem Aussehen gemeinsam mit iberisch
aussehenden Spaniern Dutzende Le-
bensläufe an zu Fuss die vielen Tempo-
rärbüros verteilen. Beide haben diesel-
ben Schwierigkeiten, da Kultur, Spra-
che und soziale Gepflogenheiten für sie
oft sehr befremdlich sind. Hinzu kom-
men die oben aufgeführte schlechte Ar-
beitssituation für uns sowie die grassie-
rende Wohnungsnot in Zürich. Diese
Faktoren zusammen verunmöglichen es
uns oft, hier ein würdevolles Leben zu
führen. Dabei denke ich nicht nur an
die Würde, abends mit gefülltem Bauch

in einem geheizten Zimmer in ein Bett
kriechen zu können. Sondern an die
Würde, sich mit Mitmenschen über ihre
und die eigene Situation austauschen
und am öffentlichen Leben teilnehmen
zu können, ein Teil der Gesellschaft und
eine Stütze für sein Umfeld sein zu kön-
nen.
Auch wenn wir keine Flüchtlinge sind;
viele von uns sind mit praktisch Nichts
hierhergekommen und haben das We-
nige, das ihnen in Spanien noch geblie-
ben ist, auf die Karte Schweiz gesetzt.
Viele von uns haben ihre Kinder tau-
sende Kilometer entfernt und in sehr
schwierigen Lebensumständen zurück
gelassen. Und trotzdem sind wir in die
Schweiz gekommen, um Teil dieser
Gesellschaft zu werden und um mit un-
seren Kindern hier eines Tages leben zu
können. Denn die Schweiz ist keine In-
sel, sie profitiert und ist verbunden mit
der ganzen Welt. So kann es also gut
sein, dass in 20 Jahren nebst Müller,
Meier, Dubois und Bernasconi auch
Namen wie Pérez oder Rodriguez oder
typisch ecuatorianisch-indigene Namen
wie Pilataxi zur alltäglichen Namens-
landschaft der Schweiz gehören. Will-
kommen in der Schweiz, neue Auslän-
der – bienvenidos  a la Suiza nuevos
extranjeros. Die Globalisierung be-
stimmt die aktuelle Welt, und wir als
Individuen sind Teil davon. Auch in der
Schweiz.

Text: Javier Lopez. Der Autor studierte
in Bolivien Soziologie und arbeitete
dort an der Universität. Später arbei-
tete er in Spanien und Italien an der
Rezeption diverser Hotels. Heute fin-
det er in der Schweiz Gelegenheitsar-
beiten im Baugewerbe oder in der Rei-
nigungsbranche.

Übersetzung aus dem Spanischen:
Luzian Ochsner
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Vorgängen zunehmend selbstständig
bedienen können: Ein wichtiger Erfolg
unserer Unterstützungsarbeit. Mit der
Einführung des Kleiderangebots im
Kafi Klick konnten wir ein weiteres
wichtiges Bedürfnis unserer Besucher-
Innen abdecken. So sammelten wir wäh-
rend des ganzen Jahres Kleider und
Schuhe in der Region Zürich, um diese
an die BesucherInnen weiterzugeben.

Anstieg der Besucherzahl erfordert
den Ausbau der Aufenthaltsräume

Die Zahl der BesucherInnen stieg an-
fangs 2014 nochmals stark an, sodass
in den ersten Monaten durchschnittlich
59 BesucherInnen pro Tag das Kafi
Klick besuchten, an Spitzentagen bis zu
80 Personen. So wurde es eng in unse-
ren Räumlichkeiten. Da das Kafi Klick
auch zur Begegnung und zum Aus-
tausch einladen soll, war es uns bei die-
sem grossen Andrang ein wichtiges
Anliegen, vor allem auch für Menschen,
die eine ruhige Umgebung wünschen,
Raum zu schaffen. Deshalb bauten wir
unsere Büroräumlichkeiten in einen
zusätzlichen Aufenthaltsraum um und
mit einem neuen Tisch und Stühlen für
die BesucherInnen schufen wir mehr
Platz und eine gemütliche Atmosphä-
re. In den ersten Monaten nach dem
Umbau stellten wir erfreut fest, dass
mehr Frauen regelmässig ins Kafi Klick
kamen. Zudem lud die familiäre Atmo-
sphäre durch den neu geschaffenen
Platz dazu ein, nach der Computerbe-
nützung länger im Kafi Klick zu ver-
weilen und mit anderen BesucherInnen
ins Gespräch zu kommen. Damit bei
diesem grossen Andrang auf unser An-
gebot die Wartezeit für die Computer-
benützung angemessen blieb (unsere
BesucherInnen nehmen manchmal bis

zu 90 Minuten Wartezeit in Kauf), rich-
teten wir einen zusätzlichen Computer
ein. Insgesamt besuchten letztes Jahr
10921 Personen das Kafi Klick.

Medienwirksame Öffentlichkeitsar-
beit

Im Januar luden wir Nachbarn, Medi-
enschaffende und Interessierte ein, um
am Tag der offenen Tür im Kafi Klick
Einblick in unsere Unterstützungsarbeit
für Armutsbetroffene zu vermitteln. Ein
besonderes Highlight war der daraus
entstandene Beitrag im Regionaljournal
des Radio SRF. Zudem führten wir eine
Standaktion durch, um auf die Notwen-
digkeit des kostenlosen Internetzugangs
für Armutsbetroffene aufmerksam zu
machen. Am Riesbacher Märt im GZ
Riesbach konnten wir neue Menschen
über unsere Arbeit informieren und mit
dem Crêpesverkauf unser Kässeli etwas
füllen.

5-jähriges Jubiläum

Das grosse Ereignis im Jahr 2014 war
das 5-jährige Jubiläum des Kafi Klick.
Festzelte, ein Buffet mit internationa-
len Speisen, eine Musikbühne und eine
Ausstellung über die Geschichte des
Kafi Klick standen bereit, um die 100
Festgäste, BesucherInnen, SpenderIn-
nen, Freunde und Interessierte (doppelt
so viele wie erwartet), in Empfang zu
nehmen. Dank der grossartigen Mithilfe
der Kafi Klick-BesucherInnen und der
Freiwilligen wurde das Fest ein grosser
Erfolg. Das durchmischte Zusammen-
treffen und die Glückwünsche zu unse-
rem Jubiläum und unserer Unterstüt-
zungsarbeit für Armutsbetroffene lassen
uns dieses Fest noch lange in guter Er-
innerung bleiben.

Winterzeit im Kafi Klick

Die Wintermonate im Kafi Klick sind
immer eine besondere Herausforderung
für das Kafi Klick-Team. Mit den kal-
ten Wintertagen finden mehr Besucher-
Innen ins Kafi Klick und die familiä-
ren Atmosphäre in den geheizten Räu-
men lädt dazu ein, länger zu verweilen.
Anfragen zu Unterkünften, warmen
Mahlzeiten und Kleidern werden drin-
gender. Für das Jahresabschlussessen
luden wir unsere BesucherInnen an das
Festessen zum 20-jährigen Jubiläum der
IG Sozialhilfe ein. Zusammen mit den
Festgästen genossen sie die Veranstal-
tung und erfreuten sich über das Soli-
daritätskonzert der Musikgruppe SAS-
SA. Bevor das Kafi Klick in die Win-
terpause ging, wurde es für das neue
Jahr herausgeputzt und auf Hochglanz
poliert. Freiwillige MitarbeiterInnen
und StammbesucherInnen halfen tat-
kräftig mit. Zum Jahreswechsel verab-
schiedeten sich vertraut gewordene Be-
sucherInnen, um die Winterzeit in ih-
rem Heimatland zu verbringen und in
den ersten Wochen des neuen Jahres
fanden neue BesucherInnen, mehr als
zuvor, ins Kafi Klick.

Mit mehr als 90 BesucherInnen an ei-
nem Tag verzeichneten wir neue Rekor-
de. Das Kafi Klick wurde geradezu über-
rannt, sodass ein Grossteil der Besu-
cherInnen die Wartezeit auf den Com-
puter stehend verbringen musste. Die-
ser Zustand wird weder unseren Erwar-
tungen an unsere individuelle Unterstüt-
zungsarbeit noch an die Gestaltung des
Treffpunktes gerecht. Deshalb suchen
wir dringend weitere freiwillige Mitar-
beiterInnen und grössere Räume für das
Kafi Klick.

Sarah Egli

Das Kafi Klick feiert sein 5 jähriges
Jubiläum
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Debattieren, tanzen, diskutieren und feiern – am Jubiläumsfest „20
Jahre IG Sozialhilfe“
Mit viel Engagement und Einsatz fei-
erte der Verein IG Sozialhilfe sein 20-
jähriges Bestehen. Armutsbetroffene
und die Mitglieder der IG Sozialhil-
fe, Spenderinnen und Spender sowie
sozial und sozialpolitisch Interessier-
te blickten während 3 Tage im Dezem-
ber 2014 zurück auf zwei Jahrzehnte
Solidarität und Aktivität im Kampf
für die Verwirklichung der Men-
schenrechte für Armutsbetroffene in
der Schweiz.

Solidarität mit Armutsbetroffenen –
eine Ausstellung zum Wirken der IG
Sozialhilfe

Die IG Sozialhilfe wurde im Frühling
1994 aus der Arbeitslosenbewegung
gegründet und  besteht seit 2000 in der
Form eines unabhängigen und gemein-
nützigen Vereins.
Im Zentrum der Aktivitäten stand seit
jeher die „Solidarität mit Armutsbetrof-
fenen“ und so war es naheliegend die,
die Ausstellung im Rahmen des Jubilä-
ums gleich zu betiteln. Eindrückliche
Zeitdokumente, Fotos, Plakate, Texte,
Grafiken und Statistiken waren Teil der
Ausstellung und machten nicht zuletzt
durch ihre Aktualität betroffen. Themen
wie Wohnungsnot,  Recht auf ein men-
schenwürdiges Leben, der Kampf gegen
Armut, insbesondere gegen Frauen- und
Kinderarmut,  „Wiedergutmachung“ für
ehemalige Verdingkinder usw. führten
das Wirken der IG Sozialhilfe eindrück-
lich vor Augen. Mit der Ausstellung ist
eine sehr eindrückliche Darstellung
über das Wirken der IG Sozialhilfe ge-
lungen. Nach aufwändiger Recherche-
arbeit wurde mit handwerklichem Ge-
schick die Ausstellung  in relativ kur-
zer Zeit und mit begrenzten Ressour-
cen auf die Beine gestellt. Der Aufwand

hat sich gelohnt. Viele BesucherInnen
nahmen sich Zeit für die Betrachtung
der Ausstellung und zeigten sich sicht-
lich betroffen und beeindruckt von der
Geschichte der IG Sozialhilfe. Erstmals
wurde das Engagement der IG öffent-
lich so umfassend gezeigt. Die Besu-
cherInnen der Jubiläumsveranstaltun-
gen dankten den IG Mitarbeitenden für
ihren unermüdlichen Einsatz mit vie-
len Gesprächen, Fragen und würdigen-
den Worten, festgehalten in Form von
zahlreichen Einträgen ins Gästebuch.

Referate, Debatten und Filmvorfüh-
rungen als Teil einer Gegenöffentlich-
keit

Neben der Ausstellung sorgten Veran-
staltungen und Filmvorführungen für
Denkanstösse zu den Themen „für so-
ziale Gerechtigkeit“ und „gegen Aus-
beutung und Unterdrückung“. Das Re-
ferat von Natalie Benelli und Branka
Goldstein zum Thema „20 Jahre Medi-
en- und Öffentlichkeitsarbeit von und
für Armutsbetroffene(n) der IG Sozial-
hilfe“ wurde gut besucht, das Thema
Medienarbeit anschliessend angeregt
diskutiert.  Der Film „Der Verdingbub“
von Markus Imboden (2011) löste star-
ke Empfindungen aus. Der Austausch
über die Betroffenheit fand in leisen
Gesprächen statt und zeigte einmal
mehr auf, wie nötig der unermüdliche
Einsatz für Gerechtigkeit ist.
Das Fachseminar für Sozialtätige wur-
de von Branka Goldstein geleitet. Sie
führte die Interessierten in ihr Modell
der Matrizentrischen Beratung als So-
zialtherapie ein und zeigte anhand ei-
ner spezifischen Bedürfnispyramide
ihre Überlegungen auf.

20 Jahre Einsatz für die Anliegen von
Armutsbetroffenen – es darf auch ge-
feiert werden!

Ein Höhepunkt der Jubiläumsaktivitä-
ten war das Festessen am Samstag-
abend, welches von 80 – 100 Personen
besucht wurde. Das Essen wurde sehr
geschätzt und hochgelobt. Viele Benüt-
zerInnen des Kafi Klicks, dem kosten-
losen Internetkafi  für Armutsbetroffe-
ne der IG Sozialhilfe, waren anwesend
und füllten das Gemeinschaftszentrum
in Riesbach mit fröhlichem Geplauder.
Die FestbesucherInnen kamen zudem in
den Genuss der pulsierenden Musik von
SASSA.  Es wurde abends getanzt, dis-
kutiert, debattiert und fröhlich geplau-
dert. SASSA begeisterte mit ihrem So-
lidaritätskonzert und versetzte die An-
wesenden in Staunen. Fremde Klänge
und berührende Lieder präsentiert von
Musikern aus verschiedenen Kulturen
zogen die Zuhörenden in ihren Bann.
Für Bewunderung sorgte der knapp vier-
jährige Sohn eines Musikers, der ge-
konnt und konzentriert mittrommelte.

Zur Geschichte der Berliner Arbeitshäu-
ser wurde am Sonntag vor der Finissa-
ge der Ausstellung der Film „arbeits-
scheu-abnormal-asozial“ von Andrea
Behrendt (2010) gezeigt. Auch hier
konnte anschliessend diskutiert werden.

Die Mitglieder der IG Sozialhilfe stan-
den drei Tagen lang den Interessierten
zur Verfügung; begleiteten sie durch die
Ausstellung und sorgten für ihr leibli-
ches Wohl. Für einmal wurde auch ge-
tanzt und gefeiert. Eine wohltuende
Seltenheit und eine schöne Würdigung
dessen was in 20 Jahren IG Sozialhilfe
an Arbeit geleistet wurde.

Corinne Eugster

Ausstellung anlässlich des 20 jährigen Jubiläums der
IG Sozialhilfe
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Die solidarische soziale Begleitung der IG Sozialhilfe
„Wichtig ist für mich, dass die IG und
Du ausserhalb des üblichen sozialen
Systems unter Schweigepflicht funk-
tioniert“, betont ein Mann, den ich
seit 16 Jahren begleite.

Ziel der Langzeitbegleitung ist die kon-
krete Umsetzung der Menschenwürde,
die  den sozialen Menschenrechte zu-
grunde liegt: Gesundheitliche und so-
ziale Verbesserungen sowie die Stabili-
sierung der psychischen, physischen
und sozialen Lebenssituation. Der nö-
tigen medizinischen Behandlung wird
Priorität eingeräumt, soweit die Men-
schen damit einverstanden sind. Nur bei
akuter Lebensgefahr entscheidet die
Begleiterin allein.
Die persönliche Bezugsperson der IG
Sozialhilfe ist für sämtliche Bereiche
zuständig und zieht bei Bedarf weitere
Fachleute hinzu. Begleitung bedeutet im
wahrsten Sinne des Wortes: Dort zu
sein, wo die Person ist. Schritt für
Schritt miteinander angehen, was im
Argen liegt.

Bei schweren Krisen ist Engagement
und Flexibilität nötig, denn Suizidab-
sichten beachten keine Bürozeiten.
Kreativität ist immer wieder angesagt,
um entsprechend die Begleitung so zu
gestalten, dass sie auch angenommen
werden kann. Mit der Zeit wird es eini-
gen Menschen möglich,  selbst immer
mehr Verantwortung zu übernehmen
und selbstständig zu handeln.

Die soziale Begleitung der IG Sozial-
hilfe wurde immer konkret mit den ar-
mutsbetroffenen Menschen, die sie be-
nötigen, entwickelt. Sie orientiert sich
nach den Bedürfnissen der Menschen
und beruht auf gegenseitiger Freiwillig-
keit. Wir übernehmen keine Aufträge
von anderen Institutionen. Die Men-
schen melden sich selber. Oft steht hin-
ter einem Problem noch eine ganze
Kette weiterer existentieller Probleme.
Selbstverständlich ist die Begleitung für
die armutsbetroffenen Menschen ko-
stenlos.

In Beziehung sein und vertrauen

Der zentrale Punkt der Begleitung liegt
im Vertrauen, das behutsam aufgebaut

wird, sodass sich eine respektvolle kon-
tinuierliche Beziehung entwickelt.  Die
Leute wissen, dass sie mir mehr oder
weniger jederzeit anrufen können, wenn
etwas passiert; dies schafft Sicherheit
und wurde nie ausgenützt. Auf dem Weg
zur verbesserten Lebensqualität tauchen
aber oft wieder neue Hindernisse auf,
die umschifft werden müssen. Je besser
es den Menschen geht, desto weniger
Anrufe.
Sind Kontaktaufnahmen mit Ämtern
oder Sozialversicherungen nötig, be-
steht die Möglichkeit, dass ich dafür be-
vollmächtigt werde. Die Schweige-
pflicht gilt grundsätzlich auch gegen-
über den Ämtern. Denn es geht darum,
Informationen zu erhalten, um heraus-
zufinden, was zu tun ist, damit finanzi-
elle Leistungen ausbezahlt werden. Die
Ausstellung von Vollmachten wird ger-
ne in Anspruch genommen, wenn die
Schwelle zu hoch ist, um sie selber zu
überschreiten.

Menschenwürdiges, selbstbestimmtes
Wohnen

Voraussetzung für die Aufnahme ins
„Menschenwürdige Wohnen“ der IG
Sozialhilfe von Obdachlosen war der
Bezug von Sozialhilfe oder einer IV-
Rente mit Zusatzleistungen. Manchmal
musste diese staatliche Unterstützung
erst organisiert werden, denn der/die
MieterIn, musste sich schriftlich ver-
pflichten, dass die Miete direkt vom
Amt an unseren Verein überwiesen wird
oder die IG Sozialhilfe die gesamte per-
sönliche Finanzverwaltung übernimmt.
So wird gewährleistet, dass die Mieten
für die angemieteten Wohnungen im-
mer von den dafür bestimmten Geldern
bezahlt werden.

Langzeitbegleitung für verelendete
Armutsbetroffene

Die Kriterien zur Auswahl der Men-
schen stehen im Widerspruch zu den
Normen der Leistungs- und Wohl-
standsgesellschaft: Wir unterstützen die
schwächsten armutsbetroffenen Men-
schen, auch Süchtige, die sonst nirgends
sein können und schwer krank in Ver-
wahrlosung und Elend leben. Obdach-
losigkeit war meistens das Grundübel,

dadurch entstand das Menschenwürdi-
ge Wohnen.

Diese armutsbetroffenen, chronisch
kranken, süchtigen und behinderten
Menschen sind Opfer von fürsorgeri-
schen Zwangsmassnahmen. Viele wur-
den in ihrer Kindheit schwer misshan-
delt, sexuell ausgebeutet und lebten
durch die fatalen Spätfolgen stets am
Rand der Gesellschaft. Behutsam gilt es,
realistische Perspektiven zu erarbeiten
und diese Menschen über Jahre in allen
nötigen Belangen zu begleiten.
Die Schwellen zum Arzt zu gehen, ein
Spital oder  staatliche Sozialinstitutio-
nen aufzusuchen sind für viele viel zu
hoch, sodass sie es nicht selber schaf-
fen, die entsprechende medizinische
Behandlung und soziale Unterstützung
zu bekommen, die ihnen zusteht. Die-
sen Schritt über nötige hohe Schwellen
machen wir zu zweit; sei es der Gang
aufs Amt, zum Arzt, Zahnarzt oder ins
Spital. Um Ordnung ins administrative
Chaos zu bringen, übernehme ich nach
Wunsch die gesamte persönliche Admi-
nistration mittels Vollmacht. Gemein-
sam legen wir fest, wie oft das frei zur
Verfügung stehende Geld ausbezahlt
wird. Die Rechnungen für Miete, Kran-
kenkasse, Steuern usw. werden dann
direkt von mir bezahlt. Zudem werden
auch entsprechende Abos für den ÖV
gekauft, sodass es immer weniger, spä-
ter keine Betreibungen und Bussen
mehr gibt. Nach einiger Zeit gehört es
zum Selbstverständnis, dass es mit den
Finanzen klappt, was vorher nie der Fall
war. Braucht jemand aus einem be-
stimmten Grund etwas Spezielles, so
beraten wir darüber, wie das Budget
trotzdem im Lot bleiben kann. Ziel ist
es, nicht mehr ständig anzuecken.
„Ruhe vor dem Staat zu haben“, nen-
nen es viele und sind darüber sehr froh.

Nicht selten, bin ich in ihrem Leben die
Bezugsperson, die sie über längste Zeit
in ihrem Leben begleitete – manchmal
sogar bis zu ihrem frühen Tod.

Armutsbetroffene alleinerziehende
Mütter

Viele sind mit den Verpflichtungen ge-
genüber den Kindern in all der Not über-
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SOS Tier & Mensch
Fonds für Hilfe in Notfällen
Tiere haben ein gesetzlich verankertes
Recht, artgemäss gehalten und gepflegt
zu werden. Dass Tiere leiden oder nicht
medizinisch versorgt werden, weil die
finanziellen Mittel fehlen, das darf es
nicht geben. Seinem Tier wegen fehlen-
dem Geld nicht helfen lassen zu kön-
nen, ist ein unerträglicher Gedanke. Das
Tier unter diesen Umständen weggeben
zu müssen, kann eine Tragödie sein für
Mensch und Tier. Können Mensch und
Tier zusammenbleiben, hilft dies letzt-
lich auch dem Tierschutz. Denn oft
muss eine jahrelang bestehende, Ge-
meinschaft auseinander gerissen werden
und das Tier landet  meist im Tierheim.
Doch gerade alte und kranke Tiere kön-
nen in der Regel kaum weitervermittelt
werden.

Der Fonds „SOS Tier & Mensch“ der
ProTier,  Stiftung für Tierschutz und
Ethik in Zürich, hilft in Härtefällen fi-
nanzschwachen Tierhalter/innen, wenn
sie z.B. durch einen Unfall oder ernst-
hafte Erkrankung des Tieres in einen
finanziellen Engpass geraten und die
Kosten für dringend notwendige tier-
ärztliche Behandlungen nicht bezahlen
können.

Das Wohl der Tiere steht für ProTier
dabei an erster Stelle. Deshalb werden
keine finanziellen Mittel  vergeben für:
- nicht art- und tiergerechte Haltung
- Kosten der Grundversorgung, wie

Kastration, Impfungen etc., insbe-
sondere dann nicht, wenn das Tier
in einer bereits bestehenden schwie-
rigen privaten oder finanziellen Si-

tuation angeschafft wurde
- unnötige und überflüssige Behand-

lungsmethoden

Pro Tier – Stiftung für Tierschutz und
Ethik, Alfred Escherstr. 76, 8008 Zürich,
Weitere Infos auf www.protier.ch / Pro-
jekte / SOS Tier & Mensch.

Weitere Tierschutzorganisationen:

- Schweizer Tierschutz, Dornachstr.
101, Postfach, 4018 Basel,
www.tierschutz.com

- Elisabeth Rentschler Stiftung Löwen-
str. 17, 8001 Zürich, www.rentschler-
stiftung.ch

- Vier Pfoten, Enzianweg 4, 8048 Zü-
rich, www.vier-pfoten.ch

Frances Bucher

fordert und leisten Unglaubliches, oft
völlig isoliert. Meist sind sie krank und
medizinisch völlig unterversorgt. Tre-
ten grosse gesundheitliche Schäden oder
Krankheiten auf oder grosse Probleme
mit Ämtern, geraten sie in eine Krise
und leider unter grosser Verzweiflung.
Die Begleitung von allein erziehenden
armutsbetroffenen Müttern und ihren
Kindern ist meistens bei Krisen nötig.
So rief einmal eine völlig verzweifelte
allein erziehende Mutter mit zwei Kin-
dern an, dass sie innert Kürze obdach-
los werde und in Panik sei, dass ihr die
Kinder weggenommen würden. Innert
der nötigen Frist organisierten wir eine
Wohnung. Inzwischen hat sie
selber eine grössere Wohnung gefunden,
wo jedes Kind ein eigenes Zimmer hat.

So gilt es die Mütter, die ganze Fami-
lie, begleitend zu unterstützen, Zuver-
sicht zu schaffen und die Lebensquali-
tät aller Familienmitglieder zu verbes-
sern. Oft braucht es am Anfang finan-
zielle Mittel zum Überleben. In der All-
tagsgestaltung sind sie sparsam und
handlungsfähig. Wir sind darauf be-
dacht, dass ein Minimum an Ressour-
cen vorhanden ist, damit ausgrenzende
Kinderarmut mit nachfolgenden Schä-
den vermieden wird. Unterstützung ge-
währen wir auch, um Jugendlichen eine
Berufsausbildung zu ermöglichen, was
immer auch Wunsch der Mutter ist.

Kontakte bleiben als Vertrauensper-
son

Als langjährige Vertrauens- und Be-
zugspersonen bin ich in Kontakt mit
armutsbetroffenen Menschen, die ich
früher regelmässig begleitete – Famili-
en und Einzelpersonen – aus verschie-
denen Regionen der Schweiz. Diese
wirkt stabilisierend: Es ist für die be-
treffenden Menschen wichtig zu wissen,
dass sie eine Bezugsperson haben und
in Notfällen nicht allein gelassen wer-
den. So meldete sich viele Jahre später
eine alleinerziehende Mutter aus dem
Kanton Aargau völlig verzweifelt wie-
der: Sie war schwer krank, hatte
Schwierigkeiten mit dem Sozialamt und
konnte seit längerem die Wohnungsmie-
ten nicht mehr bezahlen. Sie besass kei-
nen Rappen zum Überleben für Drin-
gendes, für ihre Kinder und noch weni-
ger für Weihnachtsgeschenke, da die
Sozialhilfe eingestellt wurde. Nach vie-
len Gesprächen und Treffen entspannte
sich die Situation, alles wurde wieder
ausbezahlt, sodass diese dreifache Mut-
ter sich endlich in medizinische Be-
handlungen begeben konnte.

Das Telefon klingelte: Die ganze Fami-
lie stand unter Schock. Im Alter von 40
Jahren verstarb im Herbst ein Famili-
envater von drei Kindern nach langer
und schwerer Krankheit. Es galt beizu-

stehen, die nötigen Schritte einzuleiten,
damit die Familie dieses schwere
Schicksal möglichst gut übersteht. Die
Mutter brauchte psychischen Beistand
und die Versicherung, dass sie fähig war,
die Familie allein zu führen. Zudem
musste ich dringend für eines der Kin-
der die medizinische Behandlung wie-
der aufgleisen, die durch den schweren
Schicksalsschlag unterbrochen worden
war.

Leider fehlen die personellen und finan-
ziellen Ressourcen, um weitere Armuts-
betroffene zu begleiten und/oder in un-
ser Wohnprojekt aufzunehmen.

Branka Goldstein
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Wiedergutmachung bedeutet Anerkennung der Schuld
Das Leben von ehemaligen Verding-
und Heimkindern, Zwangsadoptier-
ten und anderen Opfern von fürsor-
gerischen Zwangsmassnahmen kann
mit finanziellen Mitteln nicht wieder
gut gemacht werden. Doch es geht um
die Würde und den Respekt gegen-
über den Opfern, das schreckliche
Unrecht zu anerkennen.

Rund 200 ehemalige Verdingkinder und
Opfer von fürsorgerischen Zwangs-
massnahmen haben am 19. Dezember
2014 der Bundeskanzlei 110 000 gülti-
ge Unterschriften der Wiedergutma-
chungsinitiative überreicht. Die fürsor-
gerischen Zwangsmassnahmen und
Fremdplatzierungen haben das Leben
von Zehntausenden von Menschen in
der Schweiz zerstört. Die Opfer wurden
in ihrer sozialen, gesundheitlichen und
wirtschaftlichen Entwicklung und Ent-
faltung schwer beeinträchtigt. Schlimm-
ste Misshandlungen, sexuelle Gewalt
wurden verübt, darum stehen Staat und
Gesellschaft gegenüber den Betroffenen

in der Pflicht. Die Forderung von 500
Millionen Franken ist im internationa-
len Vergleicht tief. In Irland wurden
über 1,2 Milliarden Euro aufgebracht.

Das will die Wiedergutmachungsin-
itiative:
1. eine Wiedergutmachung für Verding-

kinder und Opfer von fürsorgeri-
schen Zwangsmassnahmen

2. eine Wissenschaftliche Aufarbeitung
dieses dunklen Kapitels der Schwei-
zergeschichte

3. einen Fonds über 500 Millionen
Franken – ausschliesslich für schwer
betroffene Opfer

4. eine unabhängige Kommission prüft
jeden Fall einzeln

Der Bundesrat hat schnell auf die Wie-
dergutmachungsinitiative reagiert: Am
14. Januar 2015 beschloss der Bundes-
rat, einen Gegenvorschlag zur Wieder-
gutmachungsinitiative ausarbeiten zu
lassen. Dabei spricht sich der Bundes-
rat erstmals auch für finanzielle Leistun-

gen aus. Dies ist ein bedeutender Schritt
in die richtige Richtung. Das Parlament
muss jetzt Farbe bekennen, damit den
Opfern endlich Gerechtigkeit widerfah-
ren werden kann. Zu lange ist die um-
fassende Wiedergutmachung an der
Politik gescheitert.

Allerdings ist im Gegenvorschlag nur
von 300 Millionen Franken die Rede.
Dies ergäbe vermutlich zwischen 15
000.– bis 20 000.– Franken pro Opfer.
Dazu sagte eine Betroffene aus dem
Welschland:  „Jede Person hat einen viel
höheren Betrag verdient, als der Staat
uns geben will. Dies reicht vielleicht für
ein Jahr.“ Viele Opfer konnten keine
Ausbildung absolvieren, keinen Beruf
ausüben, lebten stets in Armut. Andere
zerbrachen an ihrem Leid und waren
gar nie arbeitsfähig. Auf das Alter hin
konnte keine Altersvorsorge angespart
werden. Darum betonen Betroffene ve-
hement, dass die Zeit drängt, weil viele
Betroffene wegstürben.

Branka Goldstein

Die Wiedergutmachungs-Initiative wird eingereicht, Quelle: www.wiedergutmachung.ch
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